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Philipp Mißfelder

Umdenken. Für eine nachhaltige Klimapolitik

Der Wandel des globalen Klimas und seine Ursachen stellen unsere Ge-
sellschaft vor große Herausforderungen, die über bloße Umweltpolitik 
hinausgehen. Obwohl nicht gänzlich geklärt ist, in welchem Umfang der 
Mensch Einfluss auf  Phänomene wie die Erderwärmung hat, scheint die 
Konzentration klimaschädlicher Treibhausgase wie Kohlendioxid (CO2) 
in der Atmosphäre eine kritische Größe überschritten zu haben. Sowohl 
über die möglichen Folgen des Klimawandels als auch über die Wir-
kungen denkbarer Gegenmaßnahmen muss offen und rational diskutiert 
werden – in den Medien, in der Politik und in der Gesellschaft. Alarmis-
mus und Aktionismus sind dabei ebenso falsch wie das Verdrängen der 
globalen Problematik.

Die Dimension des Klimawandels und seiner Konsequenzen wird beim 
Blick auf  die bestehende Ungleichverteilung von Wohlstand, Energiever-
brauch und Treibhausgasemissionen deutlich. Zwar sind die Industrie-
nationen zu gut zwei Dritteln für die CO2-Emissionen verantwortlich, 
jedoch werden in erster Linie die Schwellen- und Entwicklungsländer 
von den Folgen der klimatischen Veränderungen betroffen sein. Ohne 
in Gleichmacherei und ökonomische Stagnation einer Planwirtschaft 
verfallen zu wollen, bleibt das Problem einer gerechten Verteilung von 
Basisressourcen. Aus dem Ziel, den weltweiten Ausstoß von Treibhaus-
gasen mehr als zu halbieren, erwächst die Notwendigkeit, langfristig zu 
denken und zu handeln. Unter Berücksichtigung der Tatsache, dass Än-
derungen des Klimasystems sowie des Energieversorgungssystems nur 
längerfristig möglich sind, müssen jetzt Lösungsstrategien für das ge-
samte 21. Jahrhundert entworfen werden. 

Rasche Klärungsprozesse sind daher erforderlich. Allerdings sollten die 
derzeit in Politik, Wirtschaft und Wissenschaft diskutierten Analysen und 
Maßnahmen eher als Versuch einer Bestandsaufnahme und Sondierung 
verstanden werden. Da Strategien gegen den Klimawandel letztlich die 
gesamte Bandbreite menschlicher Lebensentfaltung betreffen und das 
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globale Projekt des Klimaschutzes auf  mehrere Jahrzehnte anzusetzen 
ist, können willkürliche, unwissenschaftliche Zielvorgaben nicht als rich-
tiger Weg erscheinen. Gefordert sind stattdessen nachhaltige Ansätze, 
die die Energie-, Umwelt-, Industrie-, Verkehrs-, Wirtschafts- und Um-
weltpolitik miteinander verknüpfen. 

Besonders die Frage der künftigen Energieversorgung rückt in den Mit-
telpunkt. Denn hier müssen zwei gegensätzliche Aspekte in Einklang 
gebracht werden: Einerseits die Notwendigkeit, die bei der Energieer-
zeugung entstehenden CO2-Emissionen drastisch abzusenken. Und an-
dererseits die Tatsache, dass mit einer wachsenden und sich entwickeln-
den Weltbevölkerung auch der Energiebedarf  in den kommenden Jahren 
deutlich steigen wird. Eine gesicherte Energieversorgung ist neben den 
Transport- und Kommunikationsmöglichkeiten die wesentliche materiel-
le Grundlage für sozialen und wirtschaftlichen Fortschritt menschlicher 
Gesellschaften. 

Um den Begriff  einer nachhaltigen Klimapolitik in einem umfassenden 
Sinne zu verstehen, muss bei der Energiepolitik neben der Versorgungs-
sicherheit und der Wirtschaftlichkeit verstärkt der Umweltschutz Be-
rücksichtigung finden. Dabei ist zu beachten, dass das globale Energie-
system sehr komplex ist sowie regionalen Gegebenheiten und den spe-
zifischen Eigenschaften bestimmter Energieträger gerecht werden muss. 
Einfache, einheitliche und allumfassende Lösungen werden daher nicht 
möglich sein. Vielmehr bietet sich die Chance für innovative und den 
jeweiligen Versorgungsbedürfnissen angepasste Umwelt- und Energie-
technologie wie die Geothermie, die großflächige Solarenergienutzung 
oder die Kernfusion.

Angesichts der Zielkonflikte bei der Klima- und Energiepolitik ergibt 
sich die Frage, wie unter solchen Umständen Lösungen gefunden und 
Entscheidungen herbeigeführt werden sollen. Könnten eventuell alle 
Probleme zentralistisch analysiert und dann Strategien mit Regulierungs-
gewalt durchgesetzt werden? Negative historische Erfahrungen lehren, 
gegenüber dem Versuch der zentralistischen Steuerung komplexer und 
dynamischer Systeme äußerst skeptisch zu sein. Unser Ansatz, den He-
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rausforderungen zu begegnen, ist es daher, auf  die Vernunft und die 
Eigenverantwortung des Einzelnen sowie auf  die Mechanismen markt-
wirtschaftlicher Freiheit zu setzen.

Neben Offenheit, Demokratie, und Marktförmigkeit sind bei der Kon-
zeption einer konkreten Klima- und Energiepolitik noch zwei weitere 
Prinzipien geboten, um die Aussicht auf  wirkliche Fortschritte zu er-
höhen: Realismus und Langfristigkeit. Denn überzogene und utopische 
CO2-Reduktionsziele hemmen die Durchsetzbarkeit politischer Kli-
maschutzstrategien und sind eher geeignet, in der Bevölkerung Ableh-
nung hervorzurufen, als die Bereitschaft zu steigern, nachhaltige und ge-
nerationengerechte Politik zu unterstützen. Langfristige und verlässliche 
Rahmenbedingungen für Investoren und letztlich alle Bürger sind nötig, 
weil Entscheidungen und Handlungen oft mit erheblicher Verzögerung, 
dafür aber mit umso größerer Dauer wirken. Planungssicherheit ist des-
wegen unerlässlich, um falsche bzw. vor allem unstetige und damit kost-
spielige sowie ineffiziente Politik zu verhindern.

Es ist vor diesem Hintergrund angemessen, eine erfolgversprechende 
Perspektive zu bieten: Die unbestrittene Notwendigkeit, die globale Ab-
hängigkeit von zunehmend knapper werdenden fossilen Energieträgern 
zu verringern, sollte als Chance angesehen werden, die Schöpfung zu 
bewahren und nachfolgenden Generationen eine lebenswerte Umwelt 
zu hinterlassen. Es geht also nicht um eine „ökologische Bußhandlung“, 
sondern um die Möglichkeit, Umweltschutz, nachhaltigen Wohlstand 
und wirtschaftliche Entwicklung miteinander zu vereinbaren. Mit dem 
positiven Ziel einer langfristig gesicherten und preisgünstigen Energie-
versorgung, die dem weltweit wachsenden Bedarf  gerecht wird, lässt sich 
neben den Entscheidungsträgern in Wirtschaft und Politik auch die Be-
völkerung dauerhaft für eine Energiewende gewinnen.

Auf  dem Deutschlandtag 2007 in Berlin verfolgt die Junge Union 
Deutschlands mit ihrem Leitantrag „Handeln. Dem Klima verpflichtet“ 
das Ziel, Offenheit in der Diskussion und bei Lösungsansätzen aufrecht 
zu erhalten, eine vertiefte Befassung mit der Thematik einzufordern so-
wie sich bei der Klimapolitik konkret zu positionieren. Darüber hinaus 
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ist auch eine Reflexion über die politische Auseinandersetzung geboten, 
da diese in den letzten Monaten und Jahren nicht unbedingt von Offen-
heit und gedanklicher Konsequenz geprägt war. Diesen Zielen ist die 
vorliegende Publikation gewidmet, die wie in den Vorjahren der wissen-
schaftlichen Begleitung des Deutschlandtages dient. 

Den Auftakt der Beiträge des Bandes „Umdenken. Für eine nachhal-
tige Klimapolitik“ bildet ein gemeinsamer Text des Klimaforschers Dr. 
Hans von Storch (Direktor des Instituts für Küstenforschung am GKSS 
Forschungszentrum in Geesthacht und Professor für Meteorologie an 
der Universität Hamburg) und des Kulturwissenschaftlers Nico Stehr 
(Karl-Mannheim-Professor für Kulturwissenschaften an der Zeppelin 
University in Friedrichshafen am Bodensee), die die öffentlichen Dis-
kussion über das Klima und das Selbstverständnis der Wissenschaftler 
untersuchen und aus dieser Perspektive heraus an das Feld denkbarer 
Handlungsmöglichkeiten erinnern.

Die Bandbreite der wissenschaftlichen Debatte über den Klimawandel 
und die Möglichkeiten der Interpretation von Daten bzw. der Bewer-
tung von Fakten wird in den Beiträgen von Dr. Mojib Latif  (Professor 
für Ozeanzirkulation und Klimadynamik sowie Maritime Meteorologie 
am Leibniz-Institut für Meereswissenschaften an der Universität Kiel), 
von Professor Dr. Augusto Mangini und Nicole Vollweiler (Forschungs-
stelle „Radiometrische Altersbestimmung von Wasser und Sedimenten“ 
der Heidelberger Akademie der Wissenschaften) sowie des Bundesvor-
standsmitgliedes der Jungen Union Deutschlands, Sven Spielvogel, deut-
lich. Latif  bietet dabei einen Überblick der klimawissenschaftlichen Dis-
kussion und der daraus zu ziehenden Konsequenzen. In ihrem Artikel 
betrachten Mangini und Vollweiler den Forschungsstand im kontrover-
sen Bereich der Klimageschichte und decken darin die Unterschiede in 
Analyse und Bewertung klimatologischer Fakten auf. Spielvogel rundet 
in seinem Beitrag die fachspezifische Gesamtschau der globalen Klima-
problematik ab.

Die Artikel des umweltpolitischen Sprechers der Jungen Union Deutsch-
lands, Marcel Grathwohl, und des Publizisten Dirk Maxeiner beschlie-
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ßen die Reihe der Beiträge mit einer engagierten, aber wohlüberlegten 
umweltpolitischen Perspektive, die sich methodischer Skepsis nicht ver-
schließt.

Die weiteren Artikel sind der Vertiefung konkreter Problemfelder und 
Lösungsansätze der nationalen Klimapolitik, der Energiepolitik und der 
globalen Umweltpolitik gewidmet. In seinem Beitrag reflektiert Dr. Wal-
ter Hohlefelder, Präsident des Deutschen Atomforums, über die deut-
sche Energiepolitik unter besonderer Berücksichtigung des Beschlusses 
zum Atomausstieg. Der energiepolitische Sprecher der Jungen Union 
Deutschlands, Michael Radomski, erweitert die Betrachtung auf  die Ge-
samtheit der Energienutzung und Energieerzeugung in Deutschland. Der 
Artikel der JU-Bundesvorstandsmitglieder Thomas Grädler und Florian 
Unger zeigt die vielfältigen Möglichkeiten der Landwirtschaft im Umwelt- 
und Energiesystem auf. Den internationalen Aspekt der Klimapolitik in 
Bezug auf  wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit und die Möglichkeiten 
der Verminderung von CO2-Emissionen in internationaler Kooperation 
beleuchtet der Beitrag der JU-Bundesvorstandsmitglieder Anne Schäfer 
und Matthias Horn. Abschließend stellt der Präsident des Bundesver-
bandes Erneuerbare Energien, Johannes Lackmann, die Position seines 
Verbandes zur Entwicklung der Energieversorgung in Deutschland vor.

Das Problem des Klimawandels, seiner Folgen und die Aufgaben vor 
allem bei der Transformation des globalen Energiesystems werden die 
nationale, europäische und internationale Politik noch lange beschäfti-
gen. Die Diskussionen der vergangenen Monate, die viele Fragen offen 
gelassen haben, können daher im Interesse der jungen Generation nur 
ein Anfang sein. Die Junge Union Deutschlands möchte ihrem Selbst-
verständnis entsprechend, ihren Beitrag leisten, die Debatte offen und 
vorurteilsfrei mitzugestalten und dem Wettbewerb um die jeweils besten 
Ideen und Konzepte in der Klimapolitik den Weg ebnen.

Philipp Mißfelder ist Bundesvorsitzender der Jungen Union Deutschlands und seit 
2005 Mitglied des Deutschen Bundestages.
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Hans von Storch und Nico Stehr

Der öffentliche Diskurs über das Klima
oder – die politische Macht der Klimaforschung

Konsens und Dissens

In jüngster Zeit ist häufig vom Konsens der Erkenntnisse der Klima-
forschung die Rede; worin besteht die Übereinstimmung der Klimafor-
scher? Die Menschheit ist dabei, durch ihr „Entsorgen“ von gas- und 
staubförmigen Abfällen in die Atmosphäre das Klima zu verändern. Da-
raus folgt, dass eine radikale Wende beim Einsatz (und Verschwenden) 
von Energie nötig ist; dass zukünftige (Natur-)Katastrophen drohen, 
derzeitige Wetterextreme schon weitgehend durch menschliches Tun 
verschärft werden und dass nur noch 13 Jahre Zeit sind bis zum Point-
of-no-return, zum Tipping point.

Diesen Eindruck muss man zumindest gewinnen, wenn man beispiels-
weise Medien wie der Apothekenumschau oder den RTL News vertraut; 
wenn man zwischen den Zeilen liest, was Klimawissenschaftler öffent-
lich machen; wenn man Politikern aller Parteien zuhört, die eben von 
diesen Experten unterrichtet werden.

Unserer Ansicht nach gibt es zur Klimaveränderung zwei Formen des 
Konsens in der Gesellschaft: 
• Einerseits gibt es die schon angeführte weitgehende Übereinstimmung 
im öffentlich-politischen Raum. Dieser Konsens geht einher mit gemein-
samen Argumenten für eine bestimmte Klimapolitik: Alarmierung der 
Öffentlichkeit, Verminderung, Energiesparen, gegenwärtige Wetterex-
treme sind untrügliche Signale des Klimawandels.
• Andererseits lässt sich ein Konsens in der Klimawissenschaft beobach-
ten. Diese Übereinstimmung ist im Vergleich beträchtlich begrenzter. 
Die permanente Freisetzung von Kohlendioxid, anderen Treibhausga-
sen und anderen Substanzen in die Atmosphäre führt zu einer Verän-
derung des Strahlungshaushalts der Erde, dies wiederum geht mit einer 
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Erwärmung und Veränderungen in unmittelbar mit der Temperatur ver-
bundenen Größen (z. B. thermische Ausdehnung des Meerwassers und 
damit Anstieg des Meeresspiegels) einher. Allerdings gibt es in Bezug 
auf  viele andere Grössen und Prozesse keinen Konsens, sondern teil-
weise sogar einen breiten Dissens. Das gilt beispielsweise im Hinblick 
auf  die Zukunft der Eisschilde im Raum Grönland in den kommenden 
Jahrhunderten und somit auf  die Geschwindigkeit des Meeresspiegelan-
stiegs, die Stabilität des Golfstroms oder die Häufigkeit und Intensität 
von tropischen Stürmen vor allem im Atlantik.

Beide Arten des Konsens, der öffentliche und der klimawissenschaft-
liche, werden von den gleichen Wissenschaftlern bedient, wie dies die 
Äußerungen eines einflussreichen Klimaforschers belegen: „Wissen-
schaftler geben oft Interviews, um die Klimapolitik voranzubringen, 
um die Dringlichkeit von Maßnahmen zu unterstreichen. In ihren mehr 
privaten Äußerungen in ihren Instituten jedoch sind sie kritischer, spre-
chen über komplexe Dynamiken und Feedbacks, Nichtlinearitäten und 
Unvorhersagbarkeit. Sie sind also Anwälte für eine aktive Klimapolitik in 
ihren öffentlichen Stellungnahmen, aber Zweifler in ihrem wissenschaft-
lichen Tun.“ (aus dem Englischen).

Die Rolle der Wissenschaft im gesellschaftlichen Willensbildungspro-
zess

Obwohl die Probleme, mit denen die heutige Gesellschaft konfrontiert 
ist, zunehmend von der Wissenschaft entdeckt oder produziert werden, 
und dazu gehört die Klimaveränderung ebenso wie das Problem der 
Stammzellenforschung, gibt es gegenwärtig weder in der Gesellschaft 
noch unter den Wissenschaftlern eine umfassende Debatte darüber, wel-
che gesellschaftliche Rolle die Wissenschaft verantwortungsvollerweise 
genau spielen sollte. 

Viele Wissenschaftler sehen es allerdings als ihre Pflicht an, die Gesell-
schaft einerseits vor „Gefahren“ warnen zu müssen und andererseits 
auch unmittelbar Rezepte anzubieten, mit denen diesen so verstandenen 
Gefahren begegnet werden kann/muss. Allerdings werden dabei alle 
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Nebenwirkungen der Rezepte in und auf  andere gesellschaftlichen Be-
reiche, in denen die Experten wie auch die Mehrzahl der Gesellschafts-
mitglieder eben nur „Laien“ sind, einfach vernachlässigt. Diese selbst 
auferlegte Pflicht der Gesellschaft gegenüber kann soweit gehen, dass 
eine bewusste Übertreibung der Gefahren der guten Sache wegen für 
angemessen gehalten wird. Man erinnere sich an Professor Bernhard 
Ulrich und seine Warnungen vor dem Waldsterben. Ulrich hat dieses 
Rollenverständnis des Wissenschaftlers, der Sache wegen, dann später in 
einem Interview in der „Zeit“ als zutreffend beschrieben.

Der amerikanische Politikwissenschaftler Roger Pielke von der Univer-
sity of  Colorado hat die Diskussion um die gesellschaftliche Rolle des 
Wissenschaftlers in einem jüngst veröffentlichten Buch „The Honest 
Broker“ (Cambridge University Press) dagegen einen entscheidenden 
Schritt vorangebracht. Pielke untersucht die verschiedenen Rollen, die 
Wissenschaftler in ihrer Kommunikation mit der Öffentlichkeit spielen. 
Folgt man seiner Analyse, so gibt es die „reinen Wissenschaftler“, die 
an einer Kommunikation mit der Öffentlichkeit nicht interessiert sind; 
dann jene Gruppe von „Wissenschaftlichen Schlichtern“, die sich be-
mühen, Fakten kontextfrei zu vermitteln und auf  diese Weise in der Öf-
fentlichkeit in der Regel ohne Resonanz bleiben; die dritte Gruppe von 
Wissenschaftlern sind die „wissenschaftlichen Anwälte“, die einen Mix 
von Erkenntnissen und „Fakten“ präsentieren, der gesellschaftlichen In-
stitutionen nahelegt, erwünschte politische Folgerungen zu ziehen; und 
schließlich finden sich Wissenschaftler, die ihre Rolle als die von „honest 
brokern“ (ehrliche Makler) verstehen, das heißt, die eine Bandbreite von 
kontextbestimmten Handlungsoptionen herausarbeiten und so der Ge-
sellschaft im Prinzip erlauben, aus einem Spektrum an Handlungsmög-
lichkeiten jene auszuwählen, die die jeweiligen Normen der Gesellschaft 
am besten bedienen. 

In der Klimadebatte trifft die Öffentlichkeit oft auf  die dritte Gruppe 
von öffentlich bestallten Klimaforschern, die „stealth advocate scien-
tists“ („verdeckte Anwälte“), die den öffentlichen „Konsensus der Kli-
makatastrophe“ propagieren. Ein Mittel dies zu bewerkstelligen ist, sich 
auf  die wenigen „Klimaskeptiker“ einzuschießen, die in Deutschland auf  
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Seiten der Wissenschaft zumeist aus einer Gruppe älterer emeritierter 
Professoren besteht, die sich vermutlich durch den missionarischen Ton 
der in den Medien vorrangig präsenten wissenschaftlichen Anwälte der 
Klimakatastrophe provoziert fühlen. 

Durch diese Fixierung auf  die angeblich gefährlichen Leugner gelingt 
es, die Öffentlichkeit bei der Stange zu halten – will sagen, vor die Al-
ternative zu stellen, an die Klimakatastrophe zu glauben und daher die 
Welt retten zu können und zu wollen oder den offensichtlich verantwor-
tungslosen Leugnern zu folgen. Da ist die erste Option, die Welt oder 
zumindest das Klima „zu retten“ schon attraktiver. Die Alternative wäre, 
die Optionen des Umgangs mit dem menschgemachten Klimawandel 
zu prüfen, zu diskutieren und eine Wahl zu treffen, wie man das sonst 
eigentlich in einer Demokratie tut, gerade bei Problemen mit großen 
Unsicherheiten.

Optionen der Klimapolitik 

Wie lauten die Optionen? Es gibt drei Handlungsmöglichkeiten. Am 
Ende wird es sicher auf  einen Mix dieser drei Optionen hinauslaufen. 
Derzeit zählt in der öffentlichen Diskussion nur die eine Handlungsmög-
lichkeit, und zwar die Vermeidung bzw. Verminderung der anthropogen 
verursachten Klimaveränderungen durch eine drastische Reduktion der 
Emissionen.

Wenn wir von Reduktion der Emissionen reden, meinen wir eine Re-
duktion der Zuwächse der Emissionen. Selbst wenn wir global die Emis-
sionen stabilisieren und auf  einem konstanten Niveau halten würden, 
stiege die Konzentration von Treibhausgasen und damit deren Wirkung 
auf  das Klimageschehen zunächst über einige Jahrzehnte weiter an. Man 
hofft, dass zum Ende dieses Jahrhunderts eine Stabilisierung von Kon-
zentrationen und Klima erreicht werden kann. 

Wenn weiter unter den Vorzeichen der gleichen Option von einer 
„Leitplanken“-Politik die Rede ist, dann ist damit gemeint, dass man 
die Klimaänderungen – ausgedrückt als Änderung der global gemit-
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telten Lufttemperatur – auf  2°C oder weniger begrenzen kann. Dieser 
magische Wert, 2°C, ist eine politische Zahl, die vom WBGU (Wissen-
schaftlicher Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen) 
wissenschaftlich verkleidet worden ist und sich für die Durchsetzung po-
litischer Ziele hervorragend eignet, vermittelt sie doch in dramatischer 
Weise die Dringlichkeit einschneidender Maßnahmen. 

Dummerweise reagieren bisher nur umweltbewusste Hamburger und 
einige andere Europäer durch vermehrtes Fahrradfahren, mit besseren 
Fensterisolierungen und mit dem Einsatz energiesparender Glühlampen 
auf  diesen Appell, während man sich in Shanghai andere Umweltsor-
gen macht und, so heißt es zum Beispiel, derzeit in China pro Woche 
ein neues, in der Regel wenig effizientes Kohlekraftwerk ans Netz geht. 
Tatsächlich kann man argumentieren, dass das individuelle Energiespa-
ren in Hamburg – im Vergleich zu anderen Weltregionen – auf  ohnehin 
schon recht effektivem Niveau von der Brisanz des Themas ablenkt, die 
gerade auch von den neuen Kraftwerken auf  der anderen Seite der Welt 
ausgeht.

Aber nehmen wir mal an, dass es mit den zwei Grad klappt – auch in 
diesem optimistischen Fall bekommen wir in den kommenden Jahr-
zehnten menschengemachte Klimaänderungen, die deutlich höher aus-
fallen als die vergleichsweise kleinen Änderungen, denen wir uns bis dato 
gegenüber sehen. Wenn wir aber das 2-Grad-Ziel nicht erreichen, was 
ja in Anbetracht der Trägheit von Ökonomie und Technik der Ener-
giewirtschaft, des Bedarfs moderner Gesellschaften und der Gegenwart 
anderer drängender Probleme durchaus möglich wenn nicht sogar wahr-
scheinlich ist, dann fallen die Klimaänderungen stärker aus. Man wird 
sich also mit den Änderungen auseinandersetzen müssen. Weder für den 
Einzelnen, noch für Verantwortliche wie den Ersten Bürgermeister der 
Freien und Hansestadt Hamburg oder den Bundesumweltminister reicht 
es, mit dem Fahrrad zur Arbeit zu fahren und Ablasszettel bei findigen 
Umweltschützern zu kaufen, um die dienstlich bedingten Flugsünden zu 
begleichen. Man muss sich auch fragen, ob das eigene Haus einem Star-
kregen widerstehen kann, ob die eigene Stadt gegen höhere Sturmfluten 
ausreichend gesichert ist. 
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Die zweite Option ist also die der Anpassung, der Vorsorge. Zweifellos 
ist eine bessere Anpassung an die Gefahren des Klimas nützlich, gerade 
in Entwicklungsländern mit geringer Resilienz und hoher Verwundbar-
keit. Wenn man besser an die bisherigen Gefahren angepasst ist, kann 
man auch besser mit unter Umständen verschärften Gefahren umge-
hen; eine win-win Situation.

Auf  den Führungsebenen von Firmen und Behörden wird längst über 
Anpassung nachgedacht. Hochwasserschutz in Hamburg wird jetzt so 
konzipiert und gebaut, dass nachgerüstet werden kann. Aber in den Me-
dien wird diese Vorsorgearbeit nicht bemerkt; es geht nur um die Ener-
gieeffizienz.

Im Laufe der Zeit wird sich in der politischen Praxis ein Mix aus diesen 
beiden Vorgehensweisen – Anpassung an Klimaänderungen und Ver-
minderung der Emissionen – herausschälen. Derzeit aber ist die Kom-
munikation und Diskussion der Vorsorge ganz unzureichend – auch 
weil die Verfechter des Klimapolitik-Konsensus ihre Scheinwerfer kon-
sequent auf  die so miesen Klimaleugner richten, so dass man kaum auf  
die Idee kommt, das Problem holistischer und unvoreingenommener zu 
betrachten.

Die dritte Option ist noch stärker tabuisiert als die Anpassung – das ist 
die Möglichkeit eines technischen Fixes. Ideengeschichtlich ist der Vor-
schlag, durch Veränderungen der Erde Verbesserungen zu bewirken, 
keinesfalls neu, aber seit den 1960er Jahren wird jede derartige Mani-
pulation natürlicher Vorgänge gesellschaftlich als gefährlich und völlig 
abwegig und zudem moralisch untragbar stigmatisiert. 

Die Lage hat sich etwas geändert, nachdem Paul Crutzen sich dafür stark 
gemacht hat, dass man über das Thema nachdenken solle. Da Crutzen 
Nobelpreisträger ist, kann man ihn nicht als amoralischen Technokraten 
abtun, obwohl manche Kommentare dieser Charakterisierung bereits 
nahe kamen. Wir denken schon, dass Forschung zu technischen Mög-
lichkeiten der Abmilderung des Klimawandels erwägenswert ist, zumin-
dest im Sinne einer Bereitstellung von „letzten Mitteln“, wenn die Lage 
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sich zuspitzen sollte. Auf  Schiffen hat man ja auch Rettungsboote, ob-
wohl niemand sie gern benutzen möchte und man alles Erdenkliche un-
ternimmt, um den Einsatz der Rettungsboote zu vermeiden. Trotzdem 
ist es gut zu wissen, dass sie vorhanden sind. Aber für die Anwälte der 
Klimakatastrophe, der Abkehr der Menschen von den Umweltsünden, 
ist diese Handlungsmöglichkeit nicht weiter diskutabel, denn die einzige 
ethisch angemessene Reaktion ist die der aktiven Umkehr von den Um-
weltsünden.

Demokratie und Klimaforschung

Wir sehen uns mit einer Situation konfrontiert, in der auch demokra-
tisch nicht legitimierte Kräfte versuchen, ihre Agenda durchzusetzen. 
Den Wissenschaftlern wird man zumeist idealistische Motive unter-
stellen dürfen; bei anderen wie bei der Versicherungsindustrie könnten 
natürlich auch Überlegungen im Spiel sein, dass eine öffentlich wahrge-
nommene Risikosteigerung gut für das Geschäft sein kann. Aber auch 
der Versuch einzelner Wissenschaftler, die Medien eigensinnig zu in-
strumentalisieren, passt in diesen Rahmen.

Wir erleben diese Situation immer wieder, wobei die Akteure auch NGOs 
sind, die aber offen zu ihrer wertegesteuerten Agenda stehen und von 
der Öffentlichkeit als Verfechter von Interessen wahrgenommen wer-
den. Politische Kampagnen sind Normalität; sie gehören zum Arsenal 
und Alltag demokratischer Willensbildung. Im Falle des Klimaproblems 
aber sind die dominanten Akteure keine NGOs sondern wohlbestallte 
Wissenschaftler, denen man seitens der Öffentlichkeit (immer noch) mit 
Respekt und Vertrauen begegnet. Sie mindern durch ihr Verhalten als 
verdeckte Anwälte diesen Vertrauensvorschuss, und letztlich leidet die 
Wissenschaft insgesamt als gesellschaftliche Institution.

Wie gehen wir mit dieser Lage um? Wir könnten die Wissenschaft ab-
schaffen und stattdessen ganz auf  NGOs setzen, die den Vorteil haben, 
definitive, in sich stimmige Aussagen ohne unnötig nervös machendes 
Wenn-und-Aber zu machen. Aber dann fehlt der Gesellschaft ein Part-
ner, dessen Aufgabe gerade darin besteht, nicht populistisch und politik-

20

Umdenken. Für eine nachhaltige Klimapolitik



orientiert zu argumentieren, sondern vielmehr Sachverhalte zu erklären, 
unabhängig davon, wie sie den gesellschaftlichen Gruppierungen in ihre 
Wertekataloge passen. 

Man sollte sich aber darüber klar sein, dass diese unerfreuliche poli-
tisierte Situation, die dabei ist, der sozialen Einrichtung Wissenschaft 
zu schaden, keine Besonderheit der Klimaforschung ist. Wer hört denn 
heute noch der Waldforschung zu nach deren Exzessen der 1980er Jah-
re? Die Sozialwissenschaften haben diesen Prozess verschiedentlich be-
obachten können, der dann ins Rollen kommt, wenn die Unsicherheiten 
gross und die Tragweiten von Entscheidungen sehr breit sind. Man 
spricht dann von „postnormaler Wissenschaft“. Diese Entwicklung ist 
mit wissenschaftsinternen „Kontrollen“ und Appellen nicht in Schach 
zu halten. 

Als Gegenmaßnahme schlagen wir vor, eine breite Diskussion in der 
Gesellschaft über die Rolle der sozialen Institution Wissenschaft zu initi-
ieren; das Einbinden der Sozial- und Kulturwissenschaften in die öffent-
liche Diskussion zu betreiben, denn hier geht es neben „Fakten“ auch 
um kulturelle Prozesse, gesellschaftliche und ökonomische Konflikte. 
Und schließlich wäre es gut, wenn Naturwissenschaftler umfassender als 
bisher eine Reflexion über ihre soziale Praxis in ihre Diskurse einbezie-
hen würden. Ludwig Flecks „Die Entstehung einer wissenschaftlichen 
Tatsache“ und Roger Pielkes „Honest Broker“ könnten dann mit zur 
Standardlektüre in der Ausbildung von Naturwissenschaftlern gehören.

Hans von Storch ist Direktor des Instituts für Küstenforschung am GKSS For-
schungszentrum in Geesthacht und Professor für Meteorologie an der Universität 
Hamburg.

Nico Stehr ist Karl-Mannheim-Professor für Kulturwissenschaften an der Zeppelin 
University in Friedrichshafen am Bodensee.
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Prof. Dr. Mojib Latif

Der globale Klimawandel und seine Folgen

Die Klimaproblematik

Das Klimaproblem hat seinen Ursprung darin, dass der Mensch durch 
seine vielfältigen Aktivitäten bestimmte klimarelevante Spurengase in 
die Atmosphäre entlässt, welche die Erdoberfläche und die unteren 
Luftschichten aufheizen. Von größter Bedeutung ist das Kohlendioxid 
(CO2), welches vor allem durch die Verbrennung fossiler Brennstoffe 
(Erdöl, Kohle, Erdgas) zur Energiegewinnung in die Atmosphäre ent-
weicht. Die Konzentration von CO2 in der Atmosphäre ist seit Beginn 
der industriellen Revolution rasant angestiegen. Lag der CO2-Gehalt um 
1800 noch bei ca. 280 ppm (ppm: parts per million), so liegt er heute bei 
380 ppm. Dass der Mensch für diesen Anstieg verantwortlich zeichnet, 
ist unstrittig. Ein Blick in die Vergangenheit zeigt, dass der CO2-Gehalt 
heute schon so hoch ist wie seit mindestens 650.000 Jahren nicht mehr. 
Dabei hat man die Schwankungen in der Zusammensetzung der Erdat-
mosphäre durch die Analyse von im Eis der Antarktis eingeschlossenen 
Luftbläschen ermittelt.

Strahlung und Klima

Bei einer Erde ohne Atmosphäre wäre die Oberflächentemperatur aus-
schließlich durch die Bilanz zwischen eingestrahlter Sonnenenergie und 
der vom Boden abgestrahlten Wärme- (Infrarot-) Strahlung festgelegt. 
Diese Oberflächentemperatur würde im globalen Mittel etwa -18o°C be-
tragen. Selbst eine Atmosphäre aus reinem Sauerstoff  und Stickstoff, 
welche die Hauptkomponenten unserer Atmosphäre (ca. 99%) bilden, 
würde daran nichts Wesentliches ändern. Dagegen absorbieren be-
stimmte Spurengase wie Wasserdampf  und Kohlendioxid die von der 
Erdoberfläche ausgehende Wärmestrahlung und emittieren ihrerseits 
auch in Richtung der Erdoberfläche langwellige Strahlung. Dies führt zu 
einer zusätzlichen Erwärmung der Erdoberfläche. Die Temperatur der 

22



Erdoberfläche beträgt daher im globalen Mittel ca. +15o°C. Dieser „na-
türliche Treibhauseffekt“ ist dafür mitverantwortlich, dass es Leben auf  
unserem Planeten gibt. Die beteiligten Gase werden als „Treibhausgase“ 
bezeichnet.

Durch die Zunahme der Konzentration der langlebigen Treibhausgase 
wird eine zusätzliche Erwärmung der Erdoberfläche und der unteren 
Atmosphäre angestoßen. Ein von uns Menschen verstärkter (anthropo-
gener) Treibhauseffekt führt nicht nur zu einer Erwärmung sondern auch 
zu Veränderungen der Bewölkung, des Niederschlags, der Meereisausdeh-
nung, der Schneebedeckung und des Meeresspiegels sowie der Wetterex-
treme, d.h. letzten Endes zu einer Änderung des globalen Klimas. 

Die Wissenschaft hat ihre Bringschuld erbracht

Die globale Mitteltemperatur der Erde zeigt einen offensichtlichen Er-
wärmungstrend von knapp 0,8°C seit 1880, wobei das Jahr 2005 nach An-
gaben der NASA das Wärmste war. Besonders stark ist die Erwärmung 
in der Arktis, wodurch sich die mit Meereis (Packeis) bedeckte Fläche 
in den letzten 30 Jahren um etwa 20 Prozent verringert hat. Inzwischen 
beginnt auch der große Eispanzer Grönlands zu schmelzen, was im Hin-
blick auf  den künftigen Meeresspiegelanstieg relevant ist. Zusammen mit 
statistischen und auf  Modellen basierenden Analysen (Fingerabdruck-
methoden) kann man heute nachweisen, dass der beobachtete Tempera-
turanstieg der letzten Jahrzehnte mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit vor 
allem auf  den Menschen zurückgeht. Es hat zwar in der Vergangenheit 
immer wieder Klimaschwankungen gegeben, die nicht auf  menschliche 
Aktivität zurückgehen, wie beispielsweise die mittelalterliche Warmzeit 
oder die kleine Eiszeit. Diese waren im Vergleich zum Anstieg der Tem-
peratur der letzten Jahrzehnte allerdings deutlich schwächer, zumindest 
im hemisphärischen oder globalen Maßstab (Abb. 1). Bei dieser Diskus-
sion darf  man nicht vergessen, dass wir erst am Anfang des von uns 
Menschen verursachten Klimawandels stehen. Die Temperatur wird sich 
wegen der Trägheit des Klimas selbst bei einem sofortigen Stopp der 
weltweiten Treibhausgasemissionen in den kommenden Jahrzehnten um 
weitere 0,5°C erhöhen.
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Es wird immer wieder die Frage nach der Rolle der Sonne für die Erder-
wärmung gestellt. Die Sonneneinstrahlung unterliegt Schwankungen, 
die auch mit der Sonnenfleckenaktivität zusammenhängen. Die Sonnen-
strahlung ist in der Tat in den letzten 100 Jahren angestiegen. Allerdings 
erfolgte der Anstieg in der ersten Hälfte des letzten Jahrhunderts. Klima-
modellsimulationen zeigen, dass durch den Anstieg der Sonnenintensi-
tät ein Teil der beobachteten Erwärmung erklärt werden kann, allerdings 
mit etwa 0,2o°C nur ungefähr ein Viertel der Gesamterwärmung. Die 
Sonnenvariabilität allein kann also nicht für den beobachteten Tempera-
turanstieg von ca. 0,8o°C verantwortlich sein, der überwiegende Anteil 
an der Erdwärmung ist vom Menschen verursacht. Dies ist Konsens in 
der internationalen Klimaforschung. Insofern kann es heute nicht mehr 
darum gehen, ob der Mensch das Klima beeinflusst, sondern nur noch 
darum, in wieweit wir die Klimaänderung noch minimieren können.

Ist das Klima vorhersagbar?

In wieweit reagieren chaotische Systeme wie das Klima auf  menschliche 
Einflüsse und können sie überhaupt berechnet werden? Am besten ver-
gleicht man den Einfluss des Menschen auf  das Klima mit einem auf  
die Sechs gezinkten Würfel. Das Zinken besteht darin, dass wir die Tem-
peratur der Erde durch den Ausstoß von Treibhausgasen erhöhen. Dies 
führt zu mehr Wetterextremen (beispielsweise mehr Hitzetage), so wie 
der gezinkte Würfel mehr Sechsen hervorbringt. Wir können aber nicht 
sagen, wann die nächste Sechs kommt, denn die Reihenfolge der Zahlen 
bleibt zufällig. Ähnlich verhält es sich mit den Wetterextremen: Wir kön-
nen zwar ihre Statistik berechnen, beispielsweise dass sie sich infolge der 
globalen Erwärmung häufen werden, wir wissen aber nicht, wann genau 
die Wetterextreme eintreten. In diesem Beispiel entspricht der nächste 
Wurf  einem Wetter-, die Häufung der Sechsen einem Klimaparameter. 
Dies erklärt, warum längerfristige Klimavorhersagen möglich sind, ob-
wohl Wettervorhersagen prinzipiell auf  kurze Zeiträume beschränkt 
sind.

Das Beispiel des gezinkten Würfels verdeutlicht auch, dass die Tatsa-
che, dass ein bestimmtes Ereignis schon einmal beobachtet worden 

24

Umdenken. Für eine nachhaltige Klimapolitik



ist, keinerlei Rückschlüsse auf  die Eigenschaften des Würfels zulässt: 
Der Würfel hat auch vor dem Zinken Sechsen geliefert. Auf  das Wetter 
übertragen bedeutet dies, dass die Tatsache, dass man schon einmal eine 
schwere Überschwemmung oder eine lang anhaltende Trockenperiode 
beobachtet hat, nicht bedeutet, dass sich die Statistik des Wetters nicht 
verändert hat. In der Tat zeigen Beobachtungen der letzten hundert 
Jahre, dass sich extreme Wetterereignisse weltweit häufen, wie von den 
Klimamodellen vorhergesagt. Und es ist genau diese Häufung extre-
mer Wetterereignisse, die man der globalen Erwärmung zuordnen kann. 
Die Analogie zum gezinkten Würfel verdeutlicht darüber hinaus, dass 
es prinzipiell nicht möglich ist, einzelne Wetterextreme wie die Elbe-
flut des Jahres 2002, den Rekordsommer 2003 oder den milden Winter 
2006/2007 der globalen Erwärmung zuzuschreiben, genauso wenig wie 
man eine bestimmte Sechs dem Zinken des Würfels zuordnen kann. 
Man muss immer die Statistik der Ereignisse betrachten, wie etwa die 
Anzahl von Wetterextremen über einen längeren Zeitraum, wenn man 
den  Zusammenhang zwischen Wetterextremen und Erderwärmung be-
leuchten möchte.

Wie wird das Klima im 21. Jahrhundert aussehen?

Die Folgen für das Klima der Erde können mit Hilfe von Computer-
simulationen abgeschätzt werden. Dazu werden globale Klimamodel-
le entwickelt, welche die Wechselwirkung zwischen den physikalischen 
Prozessen in Atmosphäre, Ozean, Meereis und Landoberflächen quan-
titativ beschreiben. Bis zum Jahr 2100 kann die Temperatur je nach 
angenommenem Szenarium bis zu 4o°C im globalen Mittel gegenüber 
heute ansteigen. Zusammen mit der bereits realisierten globalen Erwär-
mung von 0,8o°C entspräche dies in etwa dem Temperaturunterschied 
von der letzten Eiszeit bis heute. Es würde sich also um eine für die 
Menschheit einmalig rasante globale Klimaänderung handeln, für die es, 
seit wir Menschen diesen Planeten besiedeln, kein Analogon gibt.

Die globale Erwärmung hat eine Zunahme des atmosphärischen Was-
serdampfs zur Folge sowie einen verstärkten Wasserdampftransport 
von den Ozeanen zu den Kontinenten und damit eine Zunahme des 
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Niederschlags über den Landgebieten. Regional sind die Niederschlags-
änderungen jedoch sehr verschieden. Dabei fällt generell mehr Nieder-
schlag in hohen Breiten und in Teilen der Tropen, während die rege-
närmeren Subtropen noch weiter austrocknen. Damit vergrößern sich 
die Unterschiede zwischen den feuchten und trockenen Klimaten auf  
der Erde. Diese Aussage gilt auch für das Klima in Europa. Allerdings 
sind die Niederschlagstendenzen in den Winter- bzw. Sommermonaten 
sehr unterschiedlich. Während der Sommerniederschlag fast überall in 
Europa abnimmt, wird im Winter ein ausgeprägtes Nord-Süd-Gefälle 
vorhergesagt mit einer Abnahme im niederschlagsarmen Südeuropa und 
einer Zunahme im niederschlagsreichen Mittel- und Nordeuropa. Diese 
Zunahme hängt zusammen mit intensivierter winterlicher Sturmaktivi-
tät über dem Nordostatlantik und verstärkten Westwinden, die feuchte 
Luft vom Atlantik heranführen. Auffällig sind eine Häufung von Stark-
niederschlägen sowohl im Winter wie auch im Sommer und damit eine 
erhöhte Wahrscheinlichkeit von Überschwemmungen. Die Anzahl von 
Frosttagen wird in Europa deutlich abnehmen, während sich die An-
zahl von Hitzetagen (Temperaturen über 30°C) um etwa dreißig Tage bis 
zum Ende des Jahrhunderts stark erhöhen wird. Nach neuesten Berech-
nungen mit hochauflösenden regionalen Klimamodellen wird sich die 
Wahrscheinlichkeit des Auftretens von sehr trockenen und sehr warmen 
Sommern in Europa dramatisch erhöhen. Sommer wie der des Jahres 
2003 würden schon im Jahr 2050 im Mittel alle zwei Jahre auftreten.

Als Folge der globalen Erwärmung wird der Meeresspiegel ansteigen, 
zum einen infolge der Wärmeausdehnung der Meere (thermische Ex-
pansion) und zum anderen infolge der Eisschmelze. Der Anstieg des 
Meeresspiegels infolge der thermischen Expansion kann bis 2100 etwa 
50 cm betragen. Falls die großen Eispanzer Grönlands oder der Antark-
tis schmelzen sollten, wären noch deutlich stärkere Anstiege zu erwar-
ten. So würde beispielsweise ein komplettes Abschmelzen des grönlän-
dischen Eispanzers den Meeresspiegel um weltweit sieben Meter anstei-
gen lassen. Allerdings ist es strittig, wie schnell dies passieren kann.

Die Weltmeere nehmen z. Zt. etwa 30 bis 40 Prozent des von uns Men-
schen in die Atmosphäre eingebrachten Kohlendioxids auf. Dadurch 
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dämpfen sie einerseits die Erwärmung, es kommt aber andererseits 
zu einer massiven Versauerung der Weltmeere. Dieser Effekt ist heute 
schon messbar: So ist der pH-Wert des Meerwassers seit Beginn der 
Industrialisierung um ca. 0,1 Einheiten gesunken. Bei einem weiter un-
gebremsten Kohlendioxid Ausstoß würde der pH-Wert bis 2100 einen 
Wert annehmen, den es seit vielen Millionen Jahren nicht mehr gegeben 
hat. Dies kann unabsehbare Folgen für die Kohlendioxid-Senke Ozean 
und für das Leben im Meer haben. Die Forschungen hierzu stehen aber 
erst am Anfang.

Das Kyoto-Protokoll, ein erster wichtiger Schritt

Die Klimaproblematik steht inzwischen an oberster Stelle auf  der Agen-
da der Weltpolitik, wie jüngst der G8-Gipfel in Heiligendamm gezeigt 
hat. Am 10. Dezember 1997 haben die Vertragsstaaten der Rahmen-
konvention der Vereinten Nationen zu Klimaänderungen einstimmig 
das sogenannte Kyoto-Protokoll angenommen. Die Industrieländer 
verpflichten sich mit ihm, ihre Treibhausgasemissionen um im Mittel 
5,2 Prozent (bezogen auf  die Emission im Jahre 1990) bis zur Perio-
de 2008 bis 2012 zu mindern. Die USA haben sich allerdings inzwi-
schen vom Kyoto-Protokoll losgesagt. Und auch die Schwellenländer, 
wie etwa China oder Indien, sind im Kyoto-Protokoll mit konkreten 
Reduktionszielen nicht berücksichtigt. Dabei haben die USA und China 
zusammen einen Anteil an den weltweiten Kohlendioxid-Emissionen 
von etwa 40 Prozent. Darüber hinaus ist es fraglich, ob die Europäische 
Union überhaupt ihr Kyoto-Ziel bis 2012 erreichen wird.

Den aus Sicht der Klimaforscher notwendigen Klimaschutz liefert das 
Kyoto-Protokoll in der gegenwärtigen Form keineswegs. Um gravie-
rende Klimaänderungen in den nächsten hundert Jahren zu vermeiden, 
müsste der Ausstoß von Treibhausgasen auf  ein Bruchteil (<10%) des 
heutigen Ausstoßes bis zum Jahr 2100 reduziert werden. In der Zukunft 
muss daher der Einführung der regenerativen Energien mehr Gewicht 
beigemessen werden, denn nur diese, insbesondere die Sonnenenergie, 
stehen unbegrenzt zur Verfügung. Da das Klima nur auf  unsere langfri-
stige Strategie reagiert, kann der Umbau der Wirtschaft in Richtung der 
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regenerativen Energien allmählich innerhalb der nächsten hundert Jahre 
erfolgen. Wichtig ist aber, dass wir heute bereits alle Energiesparpoten-
tiale ausschöpfen, die Entwicklung der regenerativen Energien weiter 
forcieren und den Weg der Reduzierung der Treibhausgasemissionen 
so schnell wie möglich beschreiten. In sofern ist das Kioto-Protokoll 
ein erster, wichtiger Schritt in die richtige Richtung. Weitere Abkommen 
müssen aber nach seinem Auslaufen im Jahr 2012 folgen, die deutlich 
über die Kioto-Ziele hinausgehen.

Wenn wir heute die Weichen für eine nachhaltige Entwicklung stellen, 
dann ist dies auch in ökonomischer Hinsicht sinnvoll, denn es ist insge-
samt billiger, Vorsorge zu treffen, als die sich in der Zukunft häufenden 
klimabedingten Schäden zu begleichen. Die Dimension der Schäden der 
Elbe-Flut hat uns dies nur zu deutlich vor Augen geführt. Darüber hi-
naus sollten wir nicht mit unserem Planeten experimentieren, da die 
Vergangenheit immer wieder gezeigt hat, dass vielerlei Überraschungen 
möglich sind. So wurde beispielsweise das Ozonloch über der Antark-
tis von keinem Wissenschaftler vorhergesagt, obwohl die Ozon schädi-
gende Wirkung der FCKWs schon lange bekannt war. Das Klimasystem 
ist ein nichtlineares System, das bei starken Auslenkungen verblüffende 
Lösungen bereithalten kann. 

Prof. Dr. Mojib Latif  hat den Lehrstuhl für Ozeanzirkulation und Klimadynamik 
sowie Maritime Meteorologie am Leibniz-Institut für Meereswissenschaften an der 
Universität Kiel (IFM-GEOMAR) inne.
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Abb. 1: Die Temperatur der Nordhalbkugel in den letzten 2000 Jahren. 
Die grauen Kurven sind die verschiedenen Rekonstruktionen (beispiels-
weise aus Baumringen). Diese unterscheiden sich zwar untereinander, 
die Kernaussage ist aber immer gleich: Die Temperaturen heute sind ein-
malig in der Rückschau der letzten 2000 Jahre. Die schwarze Kurve am 
Ende zeigt die Beobachtungen seit 1860. Hervorgehoben sind die mittel-
alterliche Warmzeit (Medieval Warm Period), die kleine Eiszeit (Little Ice 
Age) sowie das Jahr 2004. Quelle: Universität von Kalifornien.
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Prof. Dr. Augusto Mangini und Dipl.-Geogr. Nicole Vollweiler

Die natürliche Variabilität des Klimas

In der gegenwärtigen Diskussion über den Klimawandel nimmt die Pa-
läoklimatologie als die Disziplin, die sich mit dem Klima der Vergangen-
heit beschäftigt, eine bedeutende Stellung ein, weil sie einen detaillierten 
Einblick in die Klimageschichte und die natürlichen Prozesse des Klima-
geschehens gewährt. Nur so kann bewertet werden, welche Bedeutung 
den Eingriffen des Menschen zukommt. 

Die Paläoklimatologen verwenden eine Vielzahl von Klima-Archiven, 
aus denen sie eine Rekonstruktion von Temperatur, Niederschlag und 
anderer Klimaparameter ableiten. Diese Archive haben gemeinsam, dass 
man ihr Alter bestimmen und an den jeweiligen Probenpunkten mit ver-
schiedenen Methoden Klimainformationen gewinnen kann. Das Spek-
trum der untersuchten Objekte reicht von Eisbohrkernen, über Baum-
ringe, See- und Meeressedimente, Korallen und andere Kalkschalen 
bildende Organismen bis hin zu Pflanzenpollen. All diese Klimazeugen 
belegen eine hohe Variabilität des Klima-Systems auf  allen Zeitachsen. 
Beispielsweise war die Temperatur im Verlauf  der Erdgeschichte großen 
Schwankungen unterworfen. In der Erdneuzeit (beginnend vor etwa 65 
Millionen Jahren) ist das quartäre Eiszeitalter (seit 2,6 Millionen Jahren) 
ein guter Beweis für die Klima-Variabilität. Vor etwa 1 Million Jahren 
setzten Zyklen von etwa 100 000 Jahren Dauer ein, in denen sich Glazi-
ale und Interglaziale abwechselten mit Temperaturunterschieden von bis 
zu 10°C. Als Ursachen für diese natürlichen Klimaschwankungen spielen 
erdbahnbedingte Variationen der Sonneneinstrahlung auf  der nördlichen 
Hemisphäre, die Sonnenaktivität sowie noch nicht genau identifizierte 
weitere Faktoren eine Rolle. 

Nicht nur auf  diesen langen geologischen Zeitskalen sind natürliche 
Klimaveränderungen nachweisbar, sondern auch in den letzten 10 000 
Jahren (Holozän) seit Ende der letzten Eiszeit war das Klima keine kon-
stante Größe, sondern es haben immer wieder natürliche Klimaschwan-
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kungen (mit geringer Amplitude) stattgefunden. Die Analyse der Klima-
Archive, sowie Belege aus historischen Quellen berichten von wärmeren 
und kälteren Phasen mit mehr oder weniger Niederschlag. Einige wich-
tige Klima-Epochen konnte man in den meisten Archiven belegen. Dazu 
gehören das Holozäne Klimaoptimum vor etwa 8000 bis 6500 Jahren, 
in denen die Menschen sesshaft wurden und begannen, Ackerbau zu 
treiben, das Römerzeitliche Klimaoptimum vor etwa 2000 Jahren, in 
dem Hannibal mit seinen Elefanten im Winter die wenig vereisten Alpen 
überqueren konnte und das Mittelalterliche Klimaoptimum. Zwischen 
diesen Warmphasen gab es immer wieder deutliche Abkühlungen, zum 
Beispiel zwischen 6000 und 5000 Jahren vor heute oder während der 
bekannten Kleinen Eiszeit, die bis vor ca. 150 Jahren andauerte. 

Die Forschung versucht, diese Schwankungen möglichst exakt zu be-
schreiben, zeitlich abzugrenzen, abzuklären, in wieweit es sich um regio-
nale oder globale Phänomene handelt und deren Ursachen festzulegen. 
Ein Archiv, das sich in den letzten Jahren zunehmend etabliert hat, und 
mit dessen Interpretation wir uns in Heidelberg sehr intensiv beschäfti-
gen (www.fg-daphne.de), sind Tropfsteine aus Höhlen. Vor allem Stalag-
miten haben die gute Eigenschaft, dass sie sich exakt datieren lassen und 
in der Sauerstoff- und Kohlenstoffisotopen-Zusammensetzung in ihrem 
Kalk klimarelevante Daten speichern. Stalagmiten entstehen in Höhlen 
dadurch, dass sich das eindringende Niederschlagswasser auf  seinem 
Weg durch die Bodenhorizonte mit CO2 anreichert und das Kalkgestein 
löst. Aus dieser Lösung gast das CO2 im Höhleninnern wieder aus und 
der Kalk scheidet sich in Form von Sintern ab. Viele Stalagmiten wach-
sen recht gleichmäßig über längere Zeiträume und bieten damit Einblick 
in größere Abschnitte der Klimageschichte. Ein weiterer Vorteil der 
Stalagmiten besteht darin, dass sie als kontinentale Archive weit über 
die Erde verbreitet sind und somit die Verhältnisse in den unterschied-
lichsten Regionen der Nord- und Südhalbkugel aufzeichnen. Die vorlie-
genden Proben liefern mittlerweile ein überregionales Bild, auch wenn 
ihre Interpretation noch nicht völlig ausgereift ist. 

Ein Beispiel für eine sehr exakt datierte und hoch aufgelöste Klimare-
konstruktion stellt die COMNISPA-Kurve (Abbildung 1, Vollweiler et 
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al., 2006) dar, die mit Hilfe mehrerer Stalagmiten aus der hochalpinen 
Spannagel-Höhle in Tirol entwickelt wurde und die letzten 9000 Jahre 
umfasst. An diesem Record wird die hohe Variabilität des Klimas seit 
der letzten Eiszeit deutlich: Den Warmphasen vor 7500 – 6500 Jahren 
(Holozänes Klimaoptimum), vor 3800 – 3600 Jahren, vor 2200 Jahren 
(Römerzeitliches Klimaoptimum) und vor 1200 – 700 Jahren (Mittelal-
terliches Klimaoptimum) stehen kühlere Perioden vor 7900 – 7500 Jah-
ren, vor 5900 – 5100 Jahren, vor 3500 – 3000 Jahren und vor 600 bis 150 
Jahren (Kleine Eiszeit) gegenüber.

Abbildung 1: COMNISPA (Vollweiler et al., 2006): aus drei hochalpinen 
Stalagmiten erstellte Klimakurve für die letzten 9000 Jahre im Vergleich 
mit Holz- und Torffunden aus Schweizer Gletschern, die einen Gletscher-
stand kleiner als 1985 anzeigen (Histogramme unten in der Abbildung).

Der Vergleich mit weiteren alpinen Klimazeugen wie Gletschern (siehe 
die Zeugen der Gletscherstände in Abbildung 1) und Seespiegelständen 
stützt die Interpretation von COMNISPA als Archiv für den Nieder-
schlag und die Temperatur. Einer der drei untersuchten Stalagmiten 
wuchs bis etwa 1950 und erlaubt die Anbindung der Klimainformation 
aus den Sauerstoff-Isotopen an direkt gemessene Daten der Gegenwart. 

Umdenken. Für eine nachhaltige Klimapolitik
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Aus mehreren Messdaten und rekonstruierten Werten wurde eine Trans-
ferfunktion aufgestellt zur Umrechnung der Isotopie-Daten in absolute 
Temperaturwerte. Daraus ergibt sich für die letzten 2000 Jahre eine Tem-
peraturamplitude von etwa 3°C mit Werten, die während des Mittelalter-
lichen Klimaoptimums über den heutigen lagen. 

Nach der Datengewinnung für eine einzelne Lokalität besteht der näch-
ste Schritt in der Überprüfung der überregionalen Bedeutung der Ergeb-
nisse. Dazu werden Vergleiche mit Archiven aus anderen Regionen vor-
genommen. Da bekannt ist, dass das Wettergeschehen in Europa maß-
geblich von Prozessen über dem Nordatlantik beeinflusst wird, liegt es 
nahe, sich eines Archivs aus diesem Raum zu bedienen. In Sedimentker-
nen aus dem Nordatlantik findet man außer Partikeln mariner Herkunft 
auch Anteile, die eindeutig kontinentalen Ursprungs sind. Sie werden mit 
Hilfe von Eisbergen, die sich von Landmassen wie Grönland lösen, über 
das Meer verdriftet und gelangen nach Abtauen des Eises an den Boden 
des Ozeans. Findet man diese Partikel in den jeweiligen Sedimentkernen, 
muss man davon ausgehen, dass zum Ablagerungszeitpunkt das Eis min-
destens bis in diese Breite vorgedrungen ist. Je südlicher man Beimen-
gungen kontinentaler Herkunft findet, desto kälter war das Klima in der 
betreffenden Zeit. Der Vergleich der alpinen Stalagmitenkurve mit den 
nordatlantischen Sedimenten ergab eine sehr gute Übereinstimmung. 
Die beiden Zeitreihen weisen eine außergewöhnlich hohe Korrelation 
auf  (Abbildung 2, Mangini et al., 2007), so dass zum einen deutlich wird, 
dass COMNISPA als Temperatursignal zu interpretieren ist und zum 
anderen, dass es sich um einen Record von überregionaler Bedeutung 
handelt.


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Abbildung 2: COMNISPA im Vergleich mit Sedimentpartikeln aus dem 
Nordatlantik, die Warm- und Kaltphasen anzeigen (Mangini et al., 2007).

Neben dieser Beziehung zum nordatlantischen Klima, zeigen weitere Sta-
lagmiten aus Nordeuropa sowohl eine zeitliche als auch im Klimasignal 
eine Übereinstimmung zur COMNISPA-Kurve. So belegt zum Beispiel 
der Vergleich mit einem Stalagmiten-Record aus dem schwäbischen Blau-
topf  den Zusammenhang zum Klimageschehen in Mitteleuropa. Der ge-
samte Überlappungsbereich der beiden Kurven erstreckt sich von 9000 
bis 3500 Jahren vor heute. In Abbildung 3 ist ein kleinerer Zeitabschnitt 
herausgegriffen, um die hohe Auflösung und die gute Korrelation zu 
zeigen. Es wird deutlich, in welch kurzer Zeit die Temperatur beachtlich 
schwankt. Für den dargestellten Zeitraum von 800 Jahren leiten wir eine 
Temperaturamplitude von mindestens 1°C ab, wobei bemerkenswert ist, 
dass demnach beispielsweise diese Erwärmung, die mit einer deutlichen 
Zunahme der Niederschläge einher ging, in nur 200 Jahren von 8200 
bis 8000 Jahren vor heute stattfand. Auch wenn wir die Variation der 
Temperatur bisher nur mit einer größeren Unsicherheit angeben kön-
nen, zeigt dieses Beispiel, dass diese abrupten natürlichen Klimaschwan-
kungen durch die hohe Auflösung der Stalagmitenkurven nachgewiesen 
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werden können. Offensichtlich hat es auch während der letzten 10.000 
Jahre mehrfach solche abrupten Schwankungen gegeben. Aus Abbildung 
2 können deren Beginn und Ende genau abgelesen werden.

Abbildung 3: Vergleich von COMNISPA mit einem Stalagmiten aus dem 
Blautopf  für die Zeit von 8600 bis 7800 Jahren vor heute.

Dass das Klima bereits in historischer Zeit großen Einfluss auf  den 
Menschen hatte, machen Gegenüberstellungen von Klimakurven und 
Daten zum Aufblühen und Niedergehen von Kulturen deutlich. Troia 
bietet dafür optimale Voraussetzungen, da die Archäologie rund um 
die sagenumwobene Siedlung schon seit über 130 Jahren intensive For-
schung betreibt. Es liegen genaue Erkenntnisse zu den verschiedenen 
Siedlungsschichten mit entsprechend exakten Datierungen vor. Viele 
Fragen konnten schon beantwortet werden. Doch die Siedlungstätigkeit 
hatte nicht durchgängig dieselbe Intensität, sondern zeigt neben Blüte-
phasen immer wieder Unterbrechungen. Das Troia, das Homer in seiner 
„Ilias“ beschreibt, ist mit ziemlicher Sicherheit der Zeit zwischen 3750 
und 3300 Jahren vor heute zuzuordnen (Troia VI). Das abrupte Ende 
dieser erfolgreichen Epoche Troias ist nach wie vor nicht geklärt. Neben 
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Erdbeben und Kriegen kommt hier wohl auch das Klima ins Spiel. Ein 
Blick auf  die Haupt-Siedlungsphasen im Vergleich mit den Klimapha-
sen von COMNISPA stützt diese Vermutung (Mangini, im Druck). Die 
Blütezeiten fallen zusammen mit den Abschnitten, für die COMNISPA 
viel höhere Temperaturen und Niederschläge angibt, während Abnah-
men der Siedlungstätigkeit beziehungsweise Unterbrechungen in nieder-
schlagsarmen Zeiten stattfanden. 

Die Reihe der Vergleiche der alpinen Stalagmitenkurve mit anderen Ar-
chiven könnte noch fortgesetzt werden. Die genannten Ergebnisse aus 
der Stalagmitenforschung sowie deren Vergleich mit überregionalen Phä-
nomenen belegen eine hohe natürliche Variabilität des Klimas in den 
letzten 10000 Jahren mit abrupten Wechseln und bedeutenden Konse-
quenzen für die Menschen. Die aus Stalagmiten rekonstruierte Variabi-
lität steht im klaren Widerspruch mit der Temperatur-Rekonstruktion 
des Weltklimarats (IPCC) für die letzten 1000 Jahre, die maßgeblich auf  
den Untersuchungen von Baumringen beruht und eine sehr viel kleinere 
natürliche Variabilität angibt. Die Schlussfolgerung des IPCC, dass die 
heutige Temperatur nur von der Temperatur vor 120.000 übertroffen 
wurde, wird von unseren Daten widerlegt. Damit wird in den Prognosen 
des IPCC die natürliche Klimavariabilität unterschätzt. Aktuelle Veröf-
fentlichungen schenken den natürlichen Klimaschwankungen im Nord 
Atlantik während der letzten 100 Jahre mehr Beachtung, weil sie einen 
deutlichen überregionalen Charakter aufweisen (Kerr, 2007). Die Ur-
sachen dieser natürlichen Klimaschwankungen sind momentan jedoch 
weitgehend ungeklärt und gingen daher in die Prognosen für das Kli-
ma der Zukunft nicht ein. Sehr wahrscheinlich steuert die Intensität der 
Ozeanzirkulation während der letzten Jahrtausende die Klimaentwick-
lung. Sie kann besonders markant im Nordatlantik belegt werden. Die 
Klimarekonstruktion aus den Stalagmiten aus Nordeuropa und den Sedi-
menten aus dem Nordatlantik gewinnt besondere Bedeutung, weil diese 
Archive die Klimaschwankungen in diesem Gebiet aufzeichnen. 

Die Tatsache, dass sich in allen unseren Untersuchungen an Stalagmiten, 
aber auch an Tiefseesedimenten und vielen anderen terrestrischen und 
marinen Archiven eine deutliche Korrelation des Klimasignals und des 
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von der Sonnenaktivität beeinflussten Kohlenstoffisotops 14C zeigt (zum 
Beispiel Neff  et al., 2001), deutet darüber hinaus auf  einen solaren An-
trieb der Zirkulation und somit des Klimas hin, aber man kann den Ein-
fluss der Ozeanzirkulation auf  die 14C-Konzentration nicht völlig aus-
schließen. Aus der Betrachtung unserer Archive könnte man zum einen 
die Schlussfolgerung ziehen, dass die aktuelle Erwärmung des Klimas 
unter Umständen noch schneller ablaufen wird als vorhergesagt, so dass 
sich der Mensch früher als gedacht auf  veränderte Lebensbedingungen 
einstellen muss. Zum anderen darf  auch die Möglichkeit einer Klimaab-
kühlung in absehbarer Zeit nicht ausgeschlossen werden. Ihre Folgen 
dürften dann ebenso dramatisch empfunden werden wie die Erwärmung 
seit 150 Jahren.

Prof. Dr. Augusto Mangini und Dipl.-Geogr. Nicole Vollweiler arbeiten an der 
Forschungsstelle „Radiometrische Altersbestimmung von Wasser und Sedimenten“ 
der Heidelberger Akademie der Wissenschaften.
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Das Klima – eine meteorologische Sicht 

Auch wenn sich das Klima der Erde in den vergangenen 10.000 Jahren als 
recht stabil und die einzelnen Klimazonen sich als grundsätzlich stationär 
erwiesen haben, so gehört der Wechsel beim Klima ebenso zum Norma-
len wie beim Wetter. Warme Sommer wechseln mit kühlen, trockene mit 
feuchten. In Nord-Mitteleuropa läßt sich z. B. bei den strengen wie bei 
den milden Wintern ein mittlerer Abstand von sieben bis neun Jahren 
erkennen (Nordatlantische Oszillation). Diese Varianzen werden auch als 
Klimaschwankungen bezeichnet. Diese beeinträchtigen das Leben des 
Menschen und die Natur, haben aber keine nachhaltige Änderung z. B. 
der dauerhaften landwirtschaftlichen Nutzung oder Besiedlung zur Fol-
ge. Einschneidender sind in diesem Zusammenhang Klimaänderungen. 

Diskutiert wurden solche Klimaänderungen in der modernen Meteoro-
logie erstmalig mit der starken Abkühlung in nördlichen Breiten, die in 
den 1950er Jahren einsetzte. Damals ging die Jahresmitteltemperatur auf  
Franz-Joseph-Land in wenigen Jahren um 4,5 K (Kelvin) zurück. Die 
Diskussionen, ob die Erde einer neuen Eiszeit entgegengeht, ließen sich 
jedoch nicht fortführen, da sich der Abkühlungstrend nach 15 Jahren 
nicht fortsetzte. Heute wird in die gegenläufige Richtung, die der globa-
len Erwärmung diskutiert. Ob dieser Trend sich verstetigt, stockt oder 
sich ins Gegenteil verkehrt kann kein Wissenschaftler genau vorhersagen 
(Hupfer 2005). Denn noch immer gilt die Klimaforschung bzw. Meteo-
rologie als Grenzwissenschaft, in der mit vorwiegend statistisch-physika-
lischen Modellen, mit vielen Vereinfachungen und Annahmen, Korrelati-
onen und Wahrscheinlichkeiten des zukünftigen Klimas gerechnet wird.

Das Klimasystem der Erde ist ein hochkomplexes System, das von exter-
nen und internen Einflußparametern angetrieben wird. Hinzu kommen 
viele interne Wechselwirkungsmechanismen. Zu den externen Einfluß-
größen zählen die Änderung der solaren Einstrahlung (Solarkonstante) 
als Folge einer veränderten Sonnenaktivität ebenso wie die Änderung der 



Erdbahnelemente oder auch veränderte atmosphärische Bedingungen 
durch Vulkanismus. Zu den internen Antrieben zählen alle Prozesse die 
von den Untersystemen des Klimasystems (Atmosphäre, Hydrosphäre, 
Kyrosphäre, Biosphäre, Lithosphäre, Pedosphäre) ausgehen. Wasser- 
und Kohlenstoffkreislauf, Wärme- und Impulsaustausch sind die Bin-
deglieder zwischen diesen Untersystemen. Da durch diese Mechanismen 
alle Untersysteme miteinander in Wechselwirkung stehen, kann eine Än-
derung in einem Untersystem zu einer Kaskade interner Prozesse im 
gesamten Klimasystem führen (Weischet 1994).

Was die Meteorologie als Klima oder Klimaänderung im atmosphä-
rischen Teil des Klimasystems beobachtet, ist stets das Ergebnis einer 
komplexen (nichtlinearen) Reaktionskette. Dabei wird zwar immer wie-
der ein neuer Gleichgewichtszustand angestrebt, doch da innerhalb des 
Klimasystems ständig agiert und reagiert wird, ist unser Klima letztlich 
ständig in Bewegung, im Übergang, d. h. nicht das stabile Klima, sondern 
der Klimawandel ist das Normale (Malberg 2007).

Die entscheidende Frage der Klimaforschung ist daher, wie groß die 
messbaren Änderungen sind; bleiben sie in einem Zeitintervall gering, 
so können wir das Klima in dieser Periode als stabil bzw. quasi-stabil 
ansehen. Nehmen die Veränderungen aber ein signifikant größeres Aus-
maß an, so vermag ein beobachteter Klimatrend in eine langfristige Kli-
maschwankung oder einen neuen quasi-stationären Klimazustand über-
zugehen. Wenn das Klima der vergangenen 500 Millionen Jahre, also 
seit dem Kambrium betrachtet wird, so zeigt sich, dass es auf  der Erde 
überwiegend Warmzeiten gegeben hat, dass jedoch seit einer Million Jah-
ren eine Kaltzeit mit einem ständigen Wechsel zwischen Eiszeiten und 
wärmeren Zwischeneiszeiten herrscht. Dabei befinden wir uns heute of-
fensichtlich in einer zwischeneiszeitlichen Wärmeperiode. Diese ist aller-
dings auch von Schwankungen bzw. Änderungen geprägt. 

So endete nach 1300 n. Chr. die mittelalterliche Wärmeperiode. Die Jah-
resmitteltemperatur sank um 1-1,5 K. Wie rasch die Veränderung vor 
sich ging läßt sich deutlich am Rückgang des Weinbaus ablesen. Dieser 
zog sich in Deutschland aus nördlichen Regionen ganz zurück auf  die 
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klimatisch begünstigten Sonnenhänge Südwestdeutschlands; in England 
verschwand er vollständig. In Schottland verkümmerte die Ackerwirt-
schaft, Grönland und Island wurden von der Bevölkerung weitgehend 
aufgegeben. Die kleine Eiszeit dauerte rund 400 Jahre. Erst nach 1700 
klang die mittelalterliche Eiszeit allmählich aus. Danach setzte über 50 
Jahre eine Erwärmung ein, die bis 1800 zu übernormalen Temperatur-
verhältnissen führte. Ab 1800 gab es wieder einen Temperaturrückgang. 
Erst gegen Ende des 19. Jahrhunderts setzte wieder ein allmählicher 
Temperaturanstieg ein, wobei aber selbst noch zu Beginn des 20. Jahr-
hunderts die Temperaturen unter dem 300-jährigen Mittel lagen (Mal-
berg 2007).

Sieht man die jüngsten Erwärmungen vor diesem Hintergrund, so stellt 
man fest, dass es sich bei dem Temperaturanstieg der letzten 140 Jah-
re in erster Linie um eine Kompensation des Temperaturrückgangs im 
19. Jahrhundert handelt (Malberg 2007). Wie die uns seit 1701 (Berli-
ner Temperaturmessung) zur Verfügung stehenden Messungen zeigen, 
wies Mitteleuropa vor 200 Jahren ein den 90er Jahren vergleichbar hohes 
Temperaturniveau auf, und zwar ohne dass ein anthropogener Einfluss 
unterstellt wird. Bei allen Diskussionen über den potentiellen Einfluss 
des Menschen auf  das Klima dürfen daher die natürlichen Einflußfak-
toren auf  das Klima nicht außer acht gelassen werden.

Ursachen von Klimaänderungen

Für die thermischen Verhältnisse an der Eroberfläche ist die Sonne die 
primäre Energiequelle. Der Strahlungsbetrag, den ein Ort empfängt, 
hängt dabei vom Einfallswinkel der Sonnenstrahlung, also der geogra-
phischen Breite ab. Die Solarstrahlung ist auch Antrieb der atmosphä-
rischen Zirkulation. Diese ist wiederum für jeden Ort der zweite klim-
abestimmende Faktor. 

Ohne auf  die himmelsmechanischen Einflüsse, die Sonnenaktivität und 
die atmosphärische Zirkulation weiter einzugehen, soll nur angemerkt 
werden, dass die Stellung der Erde zur Sonne (Elliptizität), die Schiefe 
der Ekliptik und die Präzessionsbewegung der Erdachse periodischen 
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Änderungen unterliegen, die das Klima über lange Zeiträume hin beein-
flussen. So beträgt bei maximaler Elliptizität die Jahresschwankung der 
einfallenden Sonnenstrahlung bis zu 30 Prozent. Die Schiefe der Ekliptik 
variiert zwischen 22°C und 24,5°C. Eine Abnahme der Schiefe hat die 
Abschwächung der Jahreszeiten zur Folge. 

Der Treibhauseffekt

Eine wichtige Eigenschaft der Atmosphäre besteht darin, wie ein Treib-
hausglas zu wirken. Während sie die kurzwellige Sonnenstrahlung relativ 
ungehindert bis zur Erdoberfläche passieren läßt, absorbiert sie die von 
der erwärmten festen und flüssigen Erdoberfläche ausgehende langwel-
lige (infrarote) Wärmestrahlung in erheblichem Umfang. Die dadurch 
erwärmten Atmosphärenschichten strahlen die Wärme z. T. in den Welt-
raum, z. T. aber auch als atmosphärische Gegenstrahlung zur Erde zu-
rück und reduzieren auf  diese Weise die effektive terrestrische Ausstrah-
lung und damit die Abkühlung. Die atmosphärischen Gase, die den na-
türlichen Treibhauseffekt der Erde verursachen, sind v. a. Wasserdampf  
(62%), Kohlendioxid (22%), bodennahes Ozon (7%), Methan (2%) und 
Distickstoffoxid (4%). Ihr Wirken führt dazu, dass auf  der Erde nicht 
eine Mitteltemperatur von -18°C, sondern von +14°C herrscht, d. h. der 
natürliche Treibhauseffekt der Atmosphäre sorgt gegenwärtig für eine 
über 30 K höhere globale Mitteltemperatur. 

Infolge des Anstiegs der Treibhausgase geht der Weltklimareport 2007 
von einem Anstieg dieser globalen Mitteltemperatur um 1,4° bis 5,8°C 
für die nächsten 100 Jahre aus. Die Unsicherheit der Prognose beruht 
größtenteils darauf, dass die Konzentration des Wasserdampfs in den 
oberen Luftschichten nicht genau bekannt ist. Auch die Rolle der Wol-
ken im Klimageschehen ist nicht vollständig verstanden. Denn im Ge-
gensatz zu Kohlendioxid ist das Treibhausgas Wasserdampf  nur schwer 
zu fassen. „Wasser wird mit Wolken, Regen, Schnee oder Eis in großen 
Mengen von einem Ort zum anderen transportiert, und zudem schwankt 
die Konzentration vom Boden bis in 15 Kilometer Höhe um vier Grö-
ßenordnungen. Um 75 Prozent hat die Konzentration des Wasserdampfs 
in den letzten 45 Jahren weltweit in der Stratosphäre zugenommen. Die 
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Folge sind deutliche Klimaauswirkungen. Je mehr sich die Erde erwärmt, 
desto mehr Wasser verdampft und erhöht in den oberen Luftschichten 
wiederum den Treibhauseffekt – eine positive Rückkopplung. Allerdings 
kann bis jetzt nur die Hälfte des beobachteten Wasserdampfanstiegs er-
klärt werden. Die vollständigen Gründe für die Zunahme des stratosphä-
rischen Wasserdampfs im letzten halben Jahrhundert sind bisher nicht 
bekannt“ (Kley und Russel 2001).

Kohlendioxid (CO2) ist nach Wasserdampf  und vor Methan das Treib-
hausgas mit der höchsten Treibhausrelevanz. Gemeinsam mit Methan, 
dessen Konzentration sich seit 1640 fast vervierfacht hat, ist es zudem 
das Gas, welches durch die zivilisatorische Tätigkeit des Menschen seit 
1850 um ca. 30 Prozent von 0,029 Vol. Prozent auf  0,038 Vol. Prozent 
zugenommen hat.

Von allen die globale Erwärmung antreibenden Kräften sind die Treib-
hausgase CO2 und Methan diejenigen, an deren Emissionssenkung der 
Mensch nachhaltig arbeiten kann und die in der Regel mit Effizienzstei-
gerungen, Ressourcenschutzeffekten und der Senkung von Umweltver-
schmutzung einhergeht. Inwieweit damit allerdings die globale Erwär-
mung beeinflußt wird, kann nicht sicher gesagt werden.

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung sagt in einer 2003 
erschienenen Studie „Herausforderung Klimawandel – Bestandsaufnah-
me und Perspektiven der Klimaforschung“: „Nach unserem gegenwär-
tigen Kenntnisstand müssen wir davon ausgehen, dass die Klimaände-
rungen des letzten Jahrhunderts sowohl durch natürliche Faktoren als 
auch durch den Menschen verursacht worden sind. Während der letzten 
drei Jahrzehnte wird vermutlich der Beitrag des Menschen dominant ge-
wesen sein.“ Als natürliche Einflußfaktoren werden die verstärkte Son-
nenaktivität und eine unterdurchschnittliche Vulkantätigkeit genannt. 
„Inwieweit die Vermutung der Dominanz des anthropogenen Einflusses 
seit 1970 der Realität entspricht, wird erst die Zukunft zeigen, denn es 
ist nicht zu übersehen, dass das globale Temperaturverhalten der 70er 
und 80er Jahre noch deutlich mit der Sonnenaktivität korrespondiert“ 
(Malberg 2007). Wie sich das globale Klima in den nächsten 100 Jahren 
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entwickeln wird, vermag heute und in naher Zukunft niemand mit Si-
cherheit zu sagen. Alle Aussagen stehen unter dem Vorbehalt des jewei-
ligen aktuellen Wissenstandes über das „Klimasystem Erde“ mit seinen 
vielfältigen Antrieben und Wechselwirkungsmechanismen. Da niemand 
aber das komplexe System entschlüsselt hat oder das Strahlungsverhalten 
der Sonne zuverlässig prognostizieren kann, sollten alle Klimaprognosen 
im Konjunktiv gehalten und verstanden werden, also als eine Klimaent-
wicklung unter mehreren Möglichkeiten. 

Sven Spielvogel ist verkehrspolitischer Sprecher des Bundesvorstandes der Jungen Uni-
on Deutschlands und hat Physikalische Geographie an der Universität Dresden und 
in Kapstadt studiert. Er arbeitet als Investmentberater in einer Immobilienfirma in 
Dresden.
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Marcel Grathwohl 

Klimapolitik – nachfolgenden Generationen 
verpflichtet

Es ist Zeit. Zeit, Verantwortung zu übernehmen. Denn eine effiziente, 
ressourcenschonende sowie ökologisch und ökonomisch sinnvolle Kli-
mapolitik ist möglich. 

Wir können in Deutschland in der Klimapolitik nicht länger auf  weitere 
internationale Beschlüsse und Vereinbarungen warten, sondern müssen 
mit gutem Beispiel vorangehen. Die von der Bundesregierung und be-
sonders der Bundeskanzlerin in den letzten Monaten und Wochen un-
ternommenen Schritte gehen dabei in die richtige Richtung. Nichtsde-
stotrotz darf  man dabei nicht aus den Augen verlieren, dass für eine 
wirksame Klimapolitik internationale Maßnahmen unabdingbar sind, 
denn die Atmosphäre kennt keine nationalen Grenzen und deshalb muss 
Klimapolitik national und international erfolgen. Ignoranz einerseits und 
Hysterie andererseits sind bei der Suche nach nachhaltigen Lösungen 
nicht sinnvoll. Klimapolitik muss ein Erfolgsprojekt weltweit werden. 
Diese Chance muss im Interesse der kommenden Generationen genutzt 
werden.
 
Dabei darf  nie aus den Augen verloren werden, dass eine wirksame Um-
welt- und Klimapolitik immer eine Vereinbarkeit von Ökonomie und 
Ökologie als Ziel haben muss und Erfolge in der Klimapolitik nicht 
durch wirtschaftlichen Wachstumsverzicht erreicht werden können.

Klimapolitik darf  sich aber nicht alleine auf  die Reduzierung von CO2-
Ausstoß konzentrieren. Eine einseitig auf  das Energiesparen ausgerich-
tete Politik wäre wohl der falsche Weg. Weder kann damit den langfri-
stigen Erfordernissen einer Reduktion von CO2-Emissionen hinreichend 
entsprochen werden, noch würde ein perspektivisch stagnierender oder 
schrumpfender Energiemarkt Anreize für Risikoinvestitionen in innova-
tive Energiesysteme bieten.
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Forschung

Forschung und Innovation sind die wesentlichen Schlüssel zur Problem-
lösung bei der Bewältigung des menschengemachten Klimawandels. 
Deutschland ist seit jeher ein Land der Forschungs- und Innovationskraft. 
Beim Klimawandel ist einmal mehr die Fähigkeit zu technologischem 
Fortschritt gefordert. Heute zählt unser Land bereits zu den führenden 
Nationen in der internationalen Klimaforschung und setzt in vielen Be-
reichen Maßstäbe. Das darf  allerdings kein Grund zum Ausruhen sein. 
Im Gegenteil sind weitere Schritte, auch politische, dringend notwendig. 
Der Forschungsetat darf  daher nicht angetastet, sondern muss in den 
kommenden Jahren besonders für umwelt- und klimaschutzrelevante 
Themen erhöht werden. Die Bundesregierung will Ende des Jahres 2007 
eine neue Forschungsstrategie für den Klimaschutz vorstellen. Diese 
Strategie sollte vor allem die drei folgenden Aspekte enthalten:

1.) Den Klimawandel verstehen – es müssen alle Bereiche erforscht wer-
den, die es möglich machen, den Klimawandel noch besser, noch inten-
siver zu verstehen um daraus die notwendigen, auch politischen, Schlüsse 
für die Zukunft ziehen zu können.
2.) Abmilderung des Klimawandels – es müssen Strategien entworfen 
und entwickelt werden um auf  mögliche Folgen des Klimawandels vor-
bereitet zu sein und diese eindämmen zu können.
3.) Technologien gegen den Klimawandel – technologischen Möglich-
keiten, die bisher nicht ausreichend erforscht sind und helfen können den 
Klimawandel einzudämmen bzw. abzuschwächen, müssen neue Chancen 
eingeräumt werden.

Innovationen im Bereich klimarelevanter Technologien stärken den Wirt-
schaftstandort Deutschland und können so neue Arbeitsplätze schaffen 
und bestehende sichern. Ideologie ist dabei fehl am Platz. Daher muss eine 
zentrale Forderung für eine wirksame Klimapolitik die Intensivierung der 
Forschung zur alternativen Energiegewinnung sein. Der Schwerpunkt 
muss dabei bei wirklicher Nachhaltigkeit liegen, d. h. beim dauerhaften 
und subventionsfreien Einsatz von Technologien, die Sicherheit, Effizi-
enz, Ästhetik und Umweltfreundlichkeit miteinander verbinden.
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Erneuerbaren Energien in ihren vielfältigen Formen mit unterschied-
lichen Anwendungsmöglichkeiten von der Wasserkraft bis zur Geother-
mie gehört die Zukunft. Daher sind sie der Schlüssel für eine nachhaltige 
Klimapolitik und einen ökologischen Energiemix im 21. Jahrhundert.

Die Endlichkeit fossiler Energieträger und Rohstoffe sowie deren ne-
gative Auswirkungen auf  Klima und Umwelt zwingen zur Suche nach 
erneuerbaren Energie- und Rohstoffquellen. Angesichts des weltwei-
ten Energiehungers müssen nachwachsende Rohstoffe und neue For-
schungsschwerpunkte beim Klimaschutz unter Berücksichtigung alter-
nativer Energiequellen mit wirtschaftlich tragfähiger Zukunftsperspekti-
ve Schwerpunkte einer erneuerten Energieversorgung sein. Hierin liegt 
eine große Chance für Deutschland, denn durch den verstärkten Einsatz 
nachwachsender Rohstoffe, durch grundlagen- und anwendungsorien-
tierte Forschung, Entwicklung und Erprobung, Technologie- und Wis-
senstransfer, Markterschließung, Projektbeurteilung sowie durch den 
Einsatz von Förderprogrammen können wir in diesem Bereich eine welt-
weite Technologieführerschaft erreichen bzw. weiter ausbauen. 

Auch dem Bereich der Klimafolgenanalyse kommt zukünftig eine wach-
sende Bedeutung zu. Wichtig für den Standort Deutschland sind zudem 
die intensive Beteiligung an der Erforschung neuer Kraftwerksgenerati-
onen sowie die Aufrechterhaltung internationaler Sicherheitsstandards 
nach deutschem Vorbild.

Durch Einbindung von Bildung und Forschung kann es gelingen, um-
weltbezogen, wirtschaftlich sowie gleichzeitig sozial und verantwortlich 
zu handeln. So lassen sich Klimaschutz und nachhaltiges Wirtschaften 
erreichen und gleichzeitig mit langfristig tragbarem Wirtschaftswachs-
tum und weltweiter Wohlstandsmehrung verbinden.

Internationales

Europa als Vorreiter in der Klimapolitik verursacht insgesamt nur 14 
Prozent der globalen Treibhausgasemissionen. Deswegen kommt es da-
rauf  an, dass Deutschland und die Europäische Union andere Länder 
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dazu bewegen, sich ebenfalls stärker in der Klimapolitik zu engagieren 
und ihre Emissionen zu verringern. Es werden in den nächsten 25 Jahren 
vor allem die aufstrebenden Schwellen- und Entwicklungsländer sein, 
die angesichts ihres Energiebedarfs zusätzliche Emissionen verursa-
chen. Deshalb wird es nur durch den Einsatz innovativer Technik und 
mit einem grundlegenden Bewusstseinswandel gelingen, wirtschaftliches 
Wachstum und klimapolitische Zielvorstellungen miteinander in Ein-
klang zu bringen.

Es müssen internationale Instrumentarien entwickelt werden, um En-
ergie-, Umwel-, Sozial- und Arbeitsmarktpolitik miteinander zu verzah-
nen. Die Industrieländer, insbesondere Deutschland, müssen dabei Vor-
bildfunktion übernehmen. Internationale (Klima-)Abkommen brauchen 
den Charakter verbindlicher Verpflichtungserklärungen. Zu diesem 
Zweck müssen künftig Sanktionsmechanismen im Falle von Vertragsab-
weichungen eingebaut werden. Es kommt darauf  an, die Entwicklungs- 
und Schwellenländer von der Notwendigkeit einer globalen Klimapolitik 
zu überzeugen. Bei allen Maßnahmen der deutschen Entwicklungshilfe-
politik sollte zudem geprüft werden, ob bei den geförderten Projekten 
Umwelt- und Klimaschutzstandards eingehalten werden. Dies könnte 
auch neue Exportchancen für deutsche Energie- und Umwelttechnik 
ergeben. Vor allem müssen jedoch die Schwellen- und Entwicklungs-
länder erkennen, dass Klimapolitik in ihrem eigenen Interesse ist und 
Nichthandeln zu einem dauerhaften Entwicklungshemmnis werden 
könnte. Jeder Staat hat das Recht auf  Entwicklung, es muss aber darauf  
geachtet werden, dass bestimmte Spielregeln eingehalten werden und 
ein nachhaltiger Umgang mit Ressourcen gepflegt wird. Dabei müssen 
die Industrieländer bereit sein, neueste Technologie zur Verfügung zu 
stellen.

Die Forderung nach einem System der Reduktion von Treibhausga-
sen, das die unterschiedlichen Ausgangssituationen von Industrie- und 
Schwellenländern berücksichtigt und in dem künftig die Emissionen 
pro Kopf  der Maßstab sein sollen, ist ein guter Denkansatz, der weiter 
verfolgt werden muss. Die Schwellenländer sollten aber spätestens dann 
mit der Reduktion beginnen, wenn sie auf  der gleichen Stufe des Pro-
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Kopf-Ausstoßes angelangt sind wie die Industrieländer, die heute schon 
reduzieren sollen.

Viele Entwicklungsländer haben aufgrund ihrer niedrigen sozialen und 
wirtschaftlichen Standards enorme Schwierigkeiten ihre natürliche Um-
welt ausreichend zu schützen. Die deutsche Entwicklungshilfe muss an 
dieser Stelle nicht nur mit monetären Mitteln unterstützend wirken, son-
dern auf  allen politischen Ebenen das Bewusstsein für den Umwelt- und 
Klimaschutz in diesen Ländern stärken. In der Vergangenheit haben In-
dustrienationen, auch Deutschland und viele multinationale Unterneh-
men, die wirtschaftliche Entwicklung in den Staaten der so genannten 
Dritten Welt ohne Rücksicht auf  ökologische Folgen gefördert und ge-
nutzt. Hier muss ein Wandel im Bewusstsein gelingen. Denn gerade in 
ihrem eigenen Interesse und dem künftiger Generationen muss diesen 
Ländern bei der Bewahrung der natürlichen Lebensgrundlagen geholfen 
werden.

Zielkonflikte

Umwelt- aber vor allem auch Klimapolitik darf  aus unserer Sicht nie 
gegen die Menschen, sondern nur mit ihnen gemacht werden. Und auch 
im Bereich der Klimapolitik muss der Grundsatz der Wahlfreiheit für 
den Bürger gelten.

Vorbehalte der Bevölkerung gegen erneuerbare Energien müssen ernst 
genommen werden. Im Hinblick auf  die Nutzung der Windenergie muss 
die teilweise immense Beeinträchtigung gewachsener Kulturlandschaften 
in der ökologischen und volkswirtschaftlichen Bilanz verstärkt Berück-
sichtigung finden. Die sogenannte „Verspargelung“ der Landschaft in 
vielen Gebieten stößt auf  teilweise erhebliche Widerstände der Bevölke-
rung und führt zu einer ablehnenden Haltung gegenüber erneuerbaren 
Energieträgern im Allgemeinen. Auch die Planungen von Off-Shore-
Windparks lösen nicht nur bei Verantwortlichen des Tourismussektors in 
den entsprechenden Regionen Befürchtungen vor wirtschaftlichen und 
damit finanziellen Einbußen aus. Erhebliche Bedenken gibt es immer 
häufiger auch gegen Biogasanlagen. Bei Neuplanungen wird von poten-
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ziellen Anwohnern immer öfter die Gefahr der Geruchsbelästigung in 
die Diskussion eingebracht. Teilweise haben diese Auseinandersetzungen 
in den Planungsphasen schon dazu geführt, dass Energieversorger ihre 
Pläne aufgrund der Widerstände aus der Bevölkerung wieder verworfen 
haben.

Diese Zielkonflikte darf  die Politik in ihren Planungen nicht aus den 
Augen verlieren. Ängste und Befürchtungen in der Bevölkerung müssen 
ernst genommen werden. Nachhaltige Klimapolitik kann immer nur mit 
und nicht gegen die Menschen gemacht werden!

Ausblick

Die Bewahrung der Schöpfung für die uns nachfolgenden Generationen 
ist für die Junge Union eine Verpflichtung, die sich aus unserem christ-
lichen Grundverständnis ergibt. Deswegen ist der Bereich der Umwelt- 
und Klimapolitik ein Politikfeld, das für uns schon immer eine besondere 
Bedeutung hatte und auch in Zukunft haben wird.

Gerade in der modernen, sich dynamisch entwickelnden Gesellschaft 
mit immer kürzeren technischen und wirtschaftlichen Innovationszy-
klen wächst die Pflicht der Politik, langfristige Perspektiven im Auge zu 
behalten und damit Verantwortung für die künftigen Generationen zu 
übernehmen. Dies schließt jedoch die individuelle Verantwortung jedes 
Einzelnen ein. Nur so kann Kontinuität und im Wortsinn Nachhaltigkeit 
entstehen, die angesichts der Langfristigkeit natürlicher Prozesse unver-
zichtbar ist.

In allen Bereichen ist ein geschärftes Bewusstsein für globale ökologische 
Belange erforderlich um eine nachhaltige Klimapolitik wirksam voran zu 
bringen. Nötig sind ein grundlegender Neubeginn und die Durchfüh-
rung einer schonungslosen Analyse aller bisherigen Instrumente und in-
ternationalen Verträge zum weltweiten CO2-Ausstoß auf  ihre Zielvorga-
ben und Ergebnisse hin. Hierzu bedarf  es des Mutes, alte Konzeptionen 
zu verwerfen und alte Wege zu verlassen, die unzureichende Ergebnisse 
erbracht haben.
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Dazu gehören Weitsicht und Umsicht. So kann es verhängnisvoll sein, 
wenn etablierte Energieträger wie Kohle oder Kernenergie übergangen 
und damit die Versorgungssicherheit sowie die wirtschaftliche Entwick-
lung von Volkswirtschaften gefährdet werden. Besonders Deutschland 
muss als Importeur von Primärenergieträgern seine Energiepolitik sorg-
fältig planen und abstimmen. 

Im Verkehrssektor bestehen ebenfalls große Potenziale, die Abläufe ef-
fizienter zu gestalten, ohne die individuelle Mobilität als Bestandteil un-
serer Demokratie und unseres Wirtschaftssystems durch Verbote weiter 
einzuschränken. Wünschenswert ist auch eine Modernisierung der Ver-
kehrsinfrastruktur, um fließenden, staufreien und CO2-sparenden Ver-
kehr sicher zu stellen.

Klimaschutz und Klimapolitik sind klassische Querschnittsaufgaben, die 
alle Bereiche des politischen Handelns berühren. Umso wichtiger ist es, 
Klimapolitik mit den Menschen und nicht gegen sie zu gestalten, wie 
dies in der Vergangenheit häufig der Fall war. Nur durch die Verant-
wortung des Einzelnen gegenüber der Schöpfung kann es dauerhaft und 
entscheidend gelingen, den Klimaschutz mit anderen Zielen und Auf-
gaben, wie der Verbesserung der Lebensumstände des Menschen oder 
der weltweiten Armutsbekämpfung in Einklang zu bringen. Dazu muss 
die Politik richtige Rahmenbedingungen setzen. Zur effektiven Umset-
zung dieser Rahmenbedingungen braucht sie allerdings Unterstützung. 
Die vergangenen Monate haben der deutschen Öffentlichkeit bewusst 
gemacht, dass im Bereich der Klimapolitik etwas geschehen muss. Dies 
ist eine gute Grundlage, um darauf  aufzubauen. Auch die Wirtschaft 
ist gefordert und muss ihren Beitrag leisten. Wenn alle an einem Strang 
ziehen, können gerade auch deutsche Unternehmen und damit unsere 
gesamte Gesellschaft vom Klimawandel und den sich daraus ergebenden 
Erfordernissen profitieren. Der Klimawandel kann so auch als Chance 
begriffen werden.

Wir werden unseren Kindern und Enkeln Rechenschaft darüber ablegen 
müssen, was wir erreicht haben.
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Dirk Maxeiner

Kann denn Zweifeln Sünde sein?

Nach dem Ende des Kalten Krieges gibt es jetzt wieder einen einfachen 
Feind, und der heißt nicht mehr Sowjetunion sondern Kohlendioxid. 
Wie immer, wenn die Welt gerettet werden muss, duldet dies keinen Wi-
derspruch und keinen Aufschub. Politik und viele Medien rufen so eine 
Art Notstand aus. Und der erfordert unverzügliche Maßnahmen. Wer 
nicht mitmachen will, kommt schnell in den Geruch einer fünften Ko-
lonne. Kein Wunder also, dass die Klima-Debatte zunehmend autoritäre 
Züge annimmt. 

„Hoffentlich ist jetzt auch der letzte Zweifler überzeugt“ ist auch im 
deutschsprachigen Raum einer der in den Medien am häufigsten for-
mulierten Sätze, wenn es um den jüngsten Klimabericht des Weltklima-
rates (IPCC) 2007 geht. Der ehemalige UN-Generalsekretär Kofi An-
nan sagte: „Die wenigen Skeptiker, die immer noch versuchen Zweifel 
zu säen, sollten als das angesehen werden was sie sind: Aus dem Tritt, 
ohne Argumente und von gestern.“ Achim Steiner, der Leiter der UN-
Umweltbehörde UNEP, sagte bei der Präsentation des Berichts: „Die 
Beweise liegen nun auf  dem Tisch. Das Fragezeichen ist beseitigt.“ 

Es gibt offenbar ein starkes Bedürfnis nach totalem Konsens. Wobei sich 
zwei Fragen aufdrängen: Warum müssen die letzten Zweifler überhaupt 
überzeugt werden? Und vor allem: Wovon sollen sie überzeugt werden? 
Dass die Erde wärmer geworden ist, bezweifelt ja niemand. Ansonsten 
eignet sich der IPCC-Bericht eher nicht für die Festlegung endgültiger 
Gewissheiten. Eine ganze Reihe von Einflussgrößen, die den Energie-
haushalt des Planeten mitbestimmen, gelten laut Bericht nach wie vor 
als kaum verstanden. Für den Fall einer Verdoppelung des Kohlendio-
xidgehaltes in der Atmosphäre wird eine Spanne zwischen 1,5 und 4,5°C 
angegeben. Soll  man nun von 1,5°C überzeugt sein, von 4,5°C oder ir-
gendwo dazwischen? Das IPCC ist ferner der Meinung, dass der Mensch 
daran den größten Anteil hat. Die Unsicherheit in dieser Frage wird mit 
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höchstens noch 10 Prozent eingeschätzt. Warum sollten also nicht auch 
10 Prozent Zweifler erlaubt sein? Wo liegt das Problem? 

Gro Harlem Brundtland, eine der Stellvertreterinnen von UN-General-
sekretär Ban Ki-moon, gibt die Antwort so: „Die Diagnose ist klar, die 
Wissenschaft unmissverständlich – es ist auf  der Basis unseres Wissens 
vollkommen unmoralisch diese Berichte in Frage zu stellen und zu be-
zweifeln, dass wir uns als Menschheit mit einer viel größeren Dringlich-
keit diesen Problemen widmen müssen.“ Und genau da liegt des Pudels 
Kern: Zweifel an der politischen Agenda sind unmoralisch. Ex-US-Vi-
zepräsident Al Gore schrieb schon 1992 in seinem Buch „Wege zum 
Gleichgewicht“: „Leugnung ist die Strategie derer, die zu glauben wün-
schen, dass sie ihr suchtabhängiges Leben ohne schlimme Auswirkungen 
auf  sich selbst und andere fortsetzen können.“ Der politische Gegner 
soll nur noch als Verbrecher oder pathologischer Fall wahrgenommen 
werden. 

Und so geschieht plötzlich etwas, wofür das IPCC-Verfahren eher nicht 
gedacht war: Ein für die Politik formulierter Sachstandsbericht wird 
missbraucht, um die wissenschaftliche Diskussion abzuwürgen. Wissen 
dient nicht mehr zur Findung des politischen Willens, sondern politischer 
Wille wird als Wissen inszeniert. Und dies funktioniert eben nur, wenn 
die moralische Lufthoheit über das Thema monopolisiert werden kann. 
Weltklimakonferenzen erlangen dann den Stellenwert von Konzilen und 
deren offiziellen Berichte Offenbarungscharakter. Das IPCC wurde 1988 
nicht als Wahrheitsministerium gegründet, sondern als eine Organisati-
on, die den weltweiten wissenschaftlichen Sachverstand in Sachen Klima 
bündeln soll. Es geht darum, die Forschungsergebnisse in der Literatur 
zu sammeln und im Turnus von etwa fünf  Jahren für Politiker aufzube-
reiten. Es geht auch um Absicherung: Falls sich die ein oder andere Pro-
gnose in Zukunft als Irrtum herausstellt, kann man sich zumindest auf  
den seinerzeitigen wissenschaftlichen Sachstand berufen. Aber selbst-
verständlich ist die Klimaforschung noch für viele Überraschungen und 
Revisionen gut – im Guten wie im Schlechten. Sonst könnte man das 
IPCC ja auflösen und auf  eine turnusmäßige Erneuerung des Berichtes 
verzichten.
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Der kurze Prozess für Zweifler kommt derweil in Mode. Für Menschen 
mit dissidenter Meinung bemüht man inzwischen den Ausdruck „Leug-
ner“ – eine bewusste Anspielung auf  Holocaust-Leugner. Ganz so als 
könne man die Leugnung eines Verbrechens, das in der Vergangenheit 
stattgefunden hat, mit Zweifeln an einer für die Zukunft befürchteten 
Katastrophe vergleichen. In der amerikanischen Zeitschrift Grist wur-
den für Leugner Verfahren „im Stil der Nürnberger-Prozesse“ gefordert. 
Die Stigmatisierung von „Leugnern“ geht im übrigen meist der Zensur 
voraus. „Irgendwann kommt der Punkt im Journalismus, an dem es un-
verantwortlich ist, an einer ausgewogenen Berichterstattung festzuhal-
ten“, schrieb der CBS-Reporter Scott Pelley. 

Unter dem Motto „Rettet unsere Erde“ haben in Deutschland die 
Bildzeitung, BUND, Greenpeace und  die Umweltstiftung WWF eine 
„Große Koalition“ geschlossen. Der Weltrettungs-Journalismus lässt 
jede kritische Distanz schwinden. Eigentlich sollte Journalisten Volks-
erziehung und Gruppendenken ein Gräuel sein, doch dieser Gedanke 
geht selbst bei Zeitungen verloren, die sich einstmals Minderheiten ver-
pflichtet sahen. In der Berliner „Tageszeitung“ berichtet ein Redakteur 
anerkennend von einer schwarzen „Liste mit 31 Namen“, die unter 
deutschen Klimaforschern kursiere. Die Wissenschaftler der deutschen 
Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe, die im Regierungs-
auftrag den Entwurf  des IPCC-Berichtes begutachteten und zu teilweise 
kritischen Einschätzungen kamen, wurden von der „Tageszeitung“ des-
halb der „amtlichen Lüge“ bezichtigt. Klimaforscher Mojib Latif  ord-
nete die Behörde als „Schande” ein, „die die gesamte Klimaforschung 
in den Dreck zieht.” Ein Sprecher des deutschen Umweltministeriums 
beeilte sich dann noch, die Hannoveraner als gekaufte Vasallen hinzustel-
len, denen es offenbar darum ginge „die Interessen der Energieindustrie 
zu vertreten.“ (Wie zum Hohn kürte die Fachzeitschrift „Geophysical 
Research Letters“ eine entsprechende Studie aus der Bundesanstalt kurz 
darauf  zum „AGU Journal Highlight”). 

Um zu einer kritischen Einschätzung in vielen Fragen in der Klima-
forschung zu kommen, genügt es bereits, die in anerkannten Fachzeit-
schriften veröffentlichten Arbeiten zu verfolgen. Egal ob es um die Aus-
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sagefähigkeit von Klimamodellen geht, die wenig verstandenen Wasser- 
und Kohlenstoffkreisläufe, die Rolle der Wolken und Aerosole oder die 
Klimaempfindlichkeit bei einer Verdoppelung des Kohlendioxid-Anteils 
in der Atmosphäre: In vielen für die Zukunft entscheidenden Fragen ist 
die Klimaforschung erst am Anfang – und keineswegs abgeschlossen. 
Diejenigen die angesichts dessen verkünden „die Debatte ist beendet“ 
haben nicht verstanden, wie Wissenschaft funktioniert.

Journalisten, die über abweichende Meinungen und empirische Beobach-
tungen berichten, also ihren journalistischen Job erledigen, erleben in-
des ein für sie neues Phänomen. Die Weiterverbreitung nicht zum herr-
schenden Bild passender Informationen genügt bereits, um selbst einem 
imaginierten „Leugner“-Lager zugeordnet zu werden. Zur Ehrenrettung 
des deutschen Journalismus muss man feststellen, dass eine ganze Reihe 
Kollegen sich davon nicht ins Bockshorn jagen lässt.

Der Meteorologe Reinhard Böhm von der Wiener Zentralanstalt für Me-
teorologie und Geodynamik (ZAMG) wundert sich: „Wir sind in der 
Klimaforschung so weit, Skeptizismus als etwas Negatives einzustufen - 
für mich ist er immer noch eines der Fundamente für wissenschaftlichen 
Fortschritt und einer der Hauptantriebe überhaupt, Wissenschaftler zu 
sein.“ Auch der deutsche Klimaforscher Hans von Storch schüttelt ange-
sichts des messianischen Furors einiger Kollegen mit dem Kopf: „Wis-
senschaftler verfallen in einen Eifer, der geradezu an die Ära McCarthy 
erinnert.“ 

Dirk Maxeiner ist Publizist und Buchautor und verfasst gemeinsam mit Michael 
Miersch eine wöchtentliche Kolummne für die Tageszeitung „Die Welt“.
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Dr. Walter Hohlefelder 

Option Kernenergie offenhalten

„Handeln. Dem Klima verpflichtet“. Der Leitantrag des JU-Bundesvor-
standes an den Deutschlandtag 2007 verdeutlicht, dass im Bereich der 
Klimavorsorge gehandelt werden soll, ja gehandelt werden muss. Auch 
der zu Beginn des Jahres vom Welt-Klimarat der Vereinten Nationen, 
dem Intergovernmental Panel on Climate Change, vorgestellte Welt-Kli-
mabericht hat einmal mehr gezeigt, wie ernst die Situation um das Klima 
ist. Wenn es stimmt, dass der Klimawandel „sehr wahrscheinlich“ die 
Handschrift des Menschen trägt, so können wir uns nicht zurücklehnen, 
sondern müssen aktiv Klimavorsorge betreiben. Das ist international 
unstrittig.

Alleine die Europäische Union hat sich indes ambitionierte Klimaziele 
gesteckt. Noch ambitionierter zeigt sich jedoch eines ihrer Mitglieder: 
Deutschland. Es mag durchaus verständlich sein, die Messlatte bei der 
Reduktion der Treibhausgase hochzulegen. Doch die Messlatte muss 
auch zu nehmen sein. Auch und vor allem vor dem Hintergrund des 
hierzulande beschlossenen Ausstiegs aus der Kernenergienutzung. Die 
von Teilen der deutschen Politik immer wieder vorgetragene Behaup-
tung, wir könnten das ehrgeizige Treibhausgasminderungsziel trotz 
„Ausstieg“ dennoch erreichen, erscheint aber fraglich. Vielleicht mag es 
Deutschland gerade noch gelingen, das Treibhausgasreduktionsziel von 
21 Prozent bis 2012 zu erreichen. Ausgesprochen ehrgeizig ist jedoch 
das in den Beschlüssen des Europäischen Rates formulierte Ziel, bis 
2020 die Treibhausgasemissionen EU-weit um mindestens 20 Prozent 
– im Rahmen internationaler Vereinbarungen sogar um 30 Prozent – 
gegenüber 1990 zu vermindern. Denn der von Deutschland zu leisten-
de Beitrag wäre gegenüber dem anderer EU-Mitglieder ungleich höher. 
Nicht in Vergessenheit geraten darf  dabei aber, dass die Beschlüsse der 
europäischen Staats- und Regierungschefs maßgeblich nur aus diesem 
Grund möglich waren. Umwelt-Kommissar Dimas machte Anfang 
2007 denn auch keinen Hehl daraus, dass er Deutschland als die größte 
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Volkswirtschaft in der EU im Bereich der Klimavorsorge ganz beson-
ders in der Pflicht sehe. Und dass sich Deutschland in der Pflicht sieht, 
ist spätestens seit Vorliegen des Koalitionsvertrags zwischen CDU/CSU 
und SPD bekannt. Dort heißt es: Deutschland werde „weiterhin seine 
führende Rolle im Klimaschutz wahrnehmen“. Einem 30-Prozent-Ziel 
der EU folgend, wolle Deutschland „eine darüber hinaus gehende Re-
duktion seiner Emissionen anstreben“. Seit der Regierungserklärung 
von Bundesumweltminister Sigmar Gabriel am 26. April 2007 wissen 
wir, wie weit eine solche höhere, erste Minderung gehen soll: 40 Prozent 
bis 2020 gegenüber 1990. Deutschland würde damit EU-weit erneut 
„Ziele“-Vorreiter bei der Klimavorsorge sein – wie seitens der Politik 
angedacht. Bundesumweltminister Gabriel wollte dazu nach eigenen 
Angaben auf  der Kabinettsitzung in Meseberg Ende August „das größ-
te Klima- und Energiepaket“ präsentieren, das es in der Bundesrepublik 
je gegeben hätte. Und zu guter Letzt? Es kam „nur“ ein  Emissionsmin-
derungsziel von höchstens 36 Prozent heraus. Das eigentliche Ziel von 
40 Prozent scheiterte, da es unter finanzpolitische Vorbehalte gestellt 
wurde. Galt hier laut Bundesregierung die Maxime, die Haushaltskon-
solidierung nicht zu gefährden, so könnte daraus doch zukünftig ein 
Modell erwachsen, Klimavorsorge an realistischen, der Nachhaltigkeit 
verpflichteten Zielen, neu auszurichten.

Eines ist jedoch klar: Das von der Bundesregierung faktisch verfolgte 
deutsche Reduktionsziel von 40 Prozent bedeutet nüchtern betrachtet 
eine Senkung der Emissionen alleine gegenüber 2006 von rund 270 Mil-
lionen Tonnen. Die Anstrengungen werden noch einmal überproporti-
onal steigen, wenn in einem zweiten Schritt die Industrieländer bis 2050 
ihre Emissionen um 60 bis 80 Prozent gegenüber 1990 reduzieren sol-
len. Im Raum steht die Absicht – so beim G8-Gipfel in Heiligendamm 
formuliert – die globalen Emissionen bis zur Mitte des Jahrhunderts 
nahezu zu halbieren. Wie eingangs bereits formuliert: Man kann sich in 
Deutschland sicherlich solche anspruchsvollen Ziele setzen. Angesichts 
des weiter verfolgten Ausstiegs aus der Kernenergienutzung muss man 
aber auch einkalkulieren, dass der Ersatz der wegfallenden Kernkraft-
werksleistung in Deutschland nicht ohne den Bau neuer Kohle- und 
Gaskraftwerke möglich ist. Und das bedeutet je nach eingesetztem Pri-
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märenergieträgertyp einen Anstieg der jährlichen CO2-Emissionen um 
65 bis 185 Millionen Tonnen gegenüber dem Einsatz der Kernenergie. 

Bleibt die Bundesregierung beim „Ausstieg“ und gewichtet sie beim zu-
künftigen Energieprogramm beispielsweise den Aspekt der Klimavor-
sorge zu Lasten von Wirtschaftlichkeit und Versorgungssicherheit un-
gleich stärker, so verstieße sie damit unzweifelhaft gegen das Gebot der 
Nachhaltigkeit. Revidiert die Bundesregierung hingegen den Beschluss 
und lässt längere Laufzeiten zu, so hat sie realistische Chancen, die Kli-
maschutzziele von vorerst „36 Prozent“ (bzw. ursprünglich 40 Prozent) 
bis 2020 zu erreichen. Eines aber steht schon jetzt fest: Ein umfassender 
CO2-freier Ersatz der CO2-freien Stromerzeugung aus Kernenergie wird 
erst dann möglich sein, wenn die CO2-Abscheidung und Lagerung bei 
fossilen Kraftwerken technisch und wirtschaftlich gelöst ist. Das wird 
nach Einschätzung der Experten aber keinesfalls vor 2025/2030 der Fall 
sein. Unter CO2-Aspekten kommt der Ausstieg aus der Kernenergie da-
mit jedenfalls zu früh. Da hilft es auch nicht, wenn Bundesumweltmini-
ster Gabriel ein ums andere Mal versucht, den Beitrag der Kernenergie 
zur Klimavorsorge künstlich klein zu rechnen. 

Seite an Seite: Kernenergie und Erneuerbare Energien

Das immer wieder von bestimmten politischen Kreisen bediente Argu-
ment, eine Aufgabe der deutschen Ausstiegspolitik gehe zu Lasten der 
Erneuerbaren Energien geht an der Realität vorbei und ist schlichtweg 
falsch. Es sollte daher endlich damit Schluss sein, die Erneuerbaren und 
die Kernenergie gegeneinander auszuspielen. In einem breiten Erzeu-
gungsmix ist Platz für alle Energieträger. Unterstellt man für das Jahr 
2020 eine vergleichbare Stromerzeugung aus Kernenergie wie heute, 
wäre genügend Raum für den Ausbau Erneuerbarer Energien auf  einen 
Anteil im Energiemix von über 27 Prozent. Auf  einen Anteil also, wie 
ihn der Bundesumweltminister laut Regierungserklärung anstrebt. Da-
rüber hinaus ist eine Verdrängung der Erneuerbaren durch Kernenergie 
auch schon aufgrund der geltenden Vorrangregelung für die Erneuer-
baren unmöglich. 
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Wenn man die Fakten zur Kenntnis nimmt, so besteht die Möglichkeit, 
im Rahmen einer offenen und vorurteilsfreien Diskussion die Kernener-
gie neu zu bewerten. Es gibt dazu auch keine Alternative, soll das zum 
Ende des Jahres vorliegende und bis 2020 reichende Energieprogramm 
den drei Nachhaltigkeitszielen Versorgungssicherheit, Wirtschaftlichkeit 
und Umweltverträglichkeit gleichermaßen gerecht werden. Die Bundes-
kanzlerin will sich für einen „ausgewogenen wirtschaftlichen und klima-
freundlichen Energiemix“ einsetzen. Auf  die Frage der Kernenergienut-
zung bezogen ist ihre Aussage, wonach unter der derzeitigen Großen 
Koalition eine Änderung der deutschen „Ausstiegspolitik“ nicht in Sicht 
sei, jedoch unmissverständlich. Ungeachtet dessen, ist es höchste Zeit, 
ein schlüssiges und langfristiges Energiekonzept zu entwickeln, das einen 
stabilen und vor allem verlässlichen Rahmen für die Energiewirtschaft 
gibt. Die Betonung liegt auf  langfristig: Erforderlich ist ein Konzept, 
möglichst für die nächsten Jahrzehnte und nicht nur bis zum Ende der 
Legislaturperiode. Ein Denken in Koalitionszeiträumen würde bei der 
Langlebigkeit und der Wirkung einmal getroffener Investitionsentschei-
dungen jedenfalls zu kurz greifen. Wenn es um eine für die Zukunftssi-
cherung Deutschlands entscheidende Frage geht, darf  darüber hinaus 
die Kernenergie – mit über 26 Prozent an der Stromerzeugung und rund 
50 Prozent in der Grundlast – nicht ausgeklammert werden. Auch wenn 
es bis zum Ende 2009 nun danach aussieht. Die Bundeskanzlerin kün-
digte jedoch an, die „Wirtschaftlichkeit und Wirksamkeit“ der noch zu 
treffenden Maßnahmen im Rahmen eines Monitoring regelmäßig auf  
den Prüfstand stellen zu wollen. 

Forschung braucht Freiheit

Ob die Kernenergie nur eine Übergangs- bzw. Brückentechnologie 
– wie Kohle, Öl und Gas übrigens auch – ist, muss heute nicht poli-
tisch entschieden werden. Aber sie hat das Potenzial, eine langfristige 
und nachhaltige Energieversorgung zu sichern. Die Option Kernenergie 
sollte daher auch in Deutschland erhalten und offen bleiben. Wagt man 
einen Blick über die deutschen Landesgrenzen hinaus, so wird schnell 
klar, dass international – nur nicht unter Beteiligung Deutschlands – an 
neuen Reaktorkonzepten, beispielsweise den Generation-IV-Reaktoren, 
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gearbeitet wird: mit noch besseren Sicherheitseigenschaften, höheren 
Effizienzgeraden, besseren Möglichkeiten der Wärmeauskoppelung und 
weniger radioaktivem Abfall. So viel steht fest: Forschung kann für Fort-
schritt sorgen. Doch dafür braucht Forschung auch Freiheit. Unnatür-
liche Grenzen, die aus ideologischen Vorfestlegungen gesetzt werden, 
widersprechen dem Prinzip der Freiheit in Forschung und Lehre. Daher 
ist es wichtig, immer wieder auf  folgenden Umstand hinzuweisen: Das 
von Rot-Grün verhängte Forschungsverbot bei der Reaktorentwicklung 
hat nach wie vor Bestand. Auch unter Schwarz-Rot. Ein Technologie- 
und Industriestandort – noch darf  Deutschland sich als solcher bezeich-
nen – kann und darf  sich das Festhalten an Ideen von Gestern einfach 
nicht leisten. Falsche und wirtschaftsschädigende Vorstellungen von 
Einst werden nicht dadurch richtig, dass man an ihnen festhält – nein, sie 
bleiben auch für die Zukunft falsch. Doch leider scheint Realitätsferne 
noch immer ein vorherrschendes Prinzip in der energie- und umwelt-
politischen Diskussion in Deutschland zu sein. Unseren internationalen 
Konkurrenten ist das recht und sie machen sich unsere Selbstisolation 
in der kerntechnischen Forschung sowie beim „Ausstieg“ wahrlich nicht 
zum Vorbild. Es ist nicht nachvollziehbar, dass Deutschland sich an die-
sen Forschungs- und Entwicklungsaufgaben praktisch als einzige Indus-
trienation nicht unmittelbar beteiligt. Deshalb begrüße ich ausdrücklich 
die Forderung der Jungen Union nach einem „ideologiefreien Umgang“ 
im Bereich der Kernkraft. Ebenso ihr Einsetzen für die Kernfusion, bie-
tet diese doch enorme Chancen. Schon jetzt macht die Fusionstechnolo-
gie erhebliche Fortschritte, wenngleich sie bis zu ihrem Einsatz noch er-
hebliche Zeit beanspruchen wird. Doch das Ziel, einen energieliefernden 
Prozess für die Menschheit verfügbar zu machen, der seit Urzeiten schon 
in der Sonne und in den Sternen abläuft, ist es wert, verfolgt zu werden. 
Nicht diejenigen, die die Option Kernenergie offenhalten wollen, sind 
die ewig Gestrigen, sondern diejenigen, die über die Zukunft der Kern-
energie noch nicht einmal nachdenken wollen. Unter den Gesichtspunk-
ten Klimaschutz, Versorgungssicherheit, Preisstabilität sowie Techno-
logiefähigkeit ist eine Neubewertung der Kernenergie in Deutschland 
zwingend erforderlich.
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für die Kernenergiepolitik.
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Michael Radomski 

Problemfeld Klima- und Umweltschutz in der 
Energienutzung

Die Diskussion um die optimale Konzeption einer nationalen oder inter-
nationalen Energieversorgung wird auf  Grund der hohen Komplexität 
und der nur langfristig zu belegenden Erfolgschancen einzelner Ener-
gieträger dauerhaft anhalten. Dabei liegt den Entscheidungen in diesem 
Feld ein weitgehender Zielkonflikt zwischen Umweltverträglichkeit, 
Wirtschaftlichkeit und Versorgungssicherheit zu Grunde.

Kurzfristig und einfach zu realisieren ist aber jeder Ansatz, der zur Ef-
fizienzsteigerung bei der Erzeugung oder Nutzung von Strom beiträgt. 
Höchstes Ziel dieser Bemühungen auf  Seite der Anwender ist die Sen-
kung des Stromverbrauchs durch Vermeidung desselben. 

So eingängig dieses Argument ist, so kontrovers können seine gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen Aspekte aber auch diskutiert werden. 
Denn auch hier gibt es letztendlich Zielkonflikte, die von ideologisier-
ten Akteuren im Rahmen einer radikalisierten Umweltdiskussion gerne 
übersehen oder marginalisiert werden.

Energieerzeugung

Der Einsatz regenerativer Energien kann im Rahmen des Umwelt- und 
Klimaschutzes zwar durchaus förderlich sein, wird durch eine starke 
Lobby in seiner Anwendbarkeit aber oft völlig verzerrt dargestellt. Die 
Erzeugung von Strom aus Sonne, Wind, Wasser, Erdwärme und nach-
wachsenden Rohstoffen bietet interessante Möglichkeiten, entlässt uns 
aber nicht aus der Verpflichtung, uns noch sehr lange mit der konventio-
nellen Erzeugung von Strom auseinander zu setzen.    

Eine intelligente Effizienzsteigerung bei Erzeugung und Nutzung von 
Strom schafft zweifelsohne mehr Versorgungssicherheit und höhere Um-
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weltverträglichkeit. Die Frage, ob die dazu notwendigen Investitionen 
der Industrie (über das heute im internationalen Vergleich sehr hohe Ni-
veau hinaus) eine wirtschaftliche Anwendung noch erlauben, wird gerne 
als unternehmerisches Risiko abgetan. Genau das ist es aber nicht, da 
damit die Gefahr wächst, dass mangels wirtschaftlicher Anreize weitere 
Investitionen ausbleiben. Dadurch entsteht ein gefährlicher Kreislauf, an 
dessen Ende die positiven Bemühungen ins genaue Gegenteil schlagen: 
Ein hocheffizienter, aber nicht ausreichend aufgestockter Kraftwerk-
spark garantiert keine ausreichende Versorgungssicherheit, hohe Ener-
giepreise führen zu sinkender Wettbewerbsfähigkeit und daraus resultie-
rende heftige politische Gegenmaßnahmen senken die Ansprüche an die 
Umweltstandards. 

Zu glauben, dass eine weitgehende Regulierung der Anbieter diese Ef-
fekte dauerhaft unterbinden kann, überschätzt den langfristigen Ein-
fluss des Staates auf  die Wirtschaft. Hohe Gewinnspannen in der Ener-
giebranche bedürfen sicherlich einer konsequenten politischen Prüfung 
auf  ungenutzte Optimierungspotentiale sowie klarer regulatorischer 
Vorgaben. Sie dürfen aber nicht darüber hinweg täuschen, dass ins-
besondere langfristige Marktgegebenheiten zu einer schlimmstenfalls 
schleichenden Reaktion des Anbieters im Bereich der Neuinvestitionen 
führen kann, deren Konsequenzen erst spät erkannt werden und dann 
irreversibel sein könnten. 

Sozialistische Hardliner rufen in diesem Zusammenhang gerne nach ei-
ner Verstaatlichung der Energieerzeugung, ignorieren dabei aber voll-
kommen die Auswirkungen der Globalisierung und die Erfahrungen der 
Vergangenheit. Energieträger wie Öl, Gas, Kohle und Uran sind heute 
schon globale strategische Ressourcen, über deren langfristige Verfüg-
barkeit unterschiedlichste Prognosen bestehen. Strom ist im Rahmen der 
bereits heute bestehenden europäischen Vernetzung ein variables Han-
delsgut, das unsere Wirtschaft an internationale Marktentwicklungen 
koppelt. Auch unser Klima und unsere Umwelt bilden globale Faktoren, 
deren Behandlung von einer hochentwickelten Industrienation zwar po-
litisch stark forciert werden kann, die aber von einem vergleichsweise 
kleinen Land nur mäßig direkt beeinflusst werden können.

Michael Radomski 
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Energienutzung

Der ausgemachte Feind aller auf  Strom sparen ausgerichteten Maßnah-
men im Haushalt ist fraglos die viel zitierte Stand-by-Schaltung fast aller 
moderner Unterhaltungsgeräte. Gegen diese Darstellung ist kaum etwas 
einzuwenden, sie bedarf  aber einer kritischen Betrachtung, warum wir 
heute in vielen elektronischen Geräten eine solche Vorkehrung haben. 
Die einfachste Antwort darauf  wäre das Schlagwort der Bequemlich-
keit. Um konsequent eine Fernbedienung nutzen zu können, muss das 
entsprechende Endgerät über eine Strom verbrauchende Bereitschafts-
funktion verfügen. Und auch die sofortige Verfügbarkeit von Geräten, 
die eine gewisse Anschaltzeit benötigen, wird gerne auf  diesem Wege 
sicher gestellt.

Die Lösung für weniger Stromverbrauch und einem persönlichen Bei-
trag zum Umwelt- und Klimaschutz ist also das Aufstehen vom Sofa 
zum Einschalten (nicht Umschalten!) des Fernsehers oder einigen Se-
kunden Geduld bei Geräten mit Anlaufdauer. Ist das wirklich so einfach? 
Ja und nein. 

Denn bei konsequenter Betrachtung ist die Stand-by-Schaltung nur ein 
Symbol unserer heutigen gesellschaftlichen Entwicklung. Menschliches 
Leben setzt Energienutzung voraus und fortentwickelte Gesellschaften 
haben den Hang diese Nutzung immer auszuweiten. Schon in der Stein-
zeit wurde im Winter das Feuer so groß wie eben möglich gemacht, um 
maximale Sicherheit und Wärme zu erhalten. Das machen wir heute 
nicht viel anders, begegnen diesem ungebremsten Bedarf  aber mit En-
ergiesparmaßnahmen wie Hausdämmung und Abwärmenutzung. Dass 
Energie ein knappes Gut sein kann, muss spätestens seit der ersten Öl-
krise 1973 jedem bewusst sein. Dass Energie aber auch unabhängig von 
der Verfügbarkeit und dem daraus resultierenden Preis einer umweltpo-
litisch gesteuerten Verknappung unterliegen kann, wird den Menschen 
erst sehr langsam klar.

Die politische Frage ist nun, was wollen und können wir in einer sozi-
alen Marktwirtschaft dem Einzelnen abverlangen, damit er die ihm bzw. 
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der Allgemeinheit zur Verfügung stehende Energie effizient einsetzt. Ist 
beispielsweise eine Steuerung des Nutzungsverhaltens über den Energie-
preis – wie regelmäßig gefordert – bei Strom und auch Benzin tatsächlich 
sinnvoll? 

Hohe Energiepreise als Steuerungsmechanismus im Privatsektor können 
mit Recht als unsozial bezeichnet werden, treffen Sie doch zuerst sozial 
Schwache, denen die Möglichkeiten fehlen in modernste Haushaltsgeräte 
oder verbrauchsarme Autos zu investieren. Das Ausschalten der Stand-
by-Schaltung ist an diesem Punkt sicherlich eine nachvollziehbare For-
derung, sie funktioniert aber nur plakativ und dient als sprichwörtlicher 
Tropfen auf  den heißen Stein.

Was zu tun ist!

In der deutschen Energiepolitik findet schon seit längerem ein Prozess 
des Umdenkens statt. Wichtigster Aspekt hierbei ist, dass dieses Umden-
ken sich nicht ausschließlich auf  Deutschland und die EU beschränkt 
sondern seine Richtung in globalen Maßstäben definiert wird.

Deutsche Sonderwege und Alleingänge in der Energiepolitik schaden 
der heimischen Wirtschaft und koppeln uns von internationalen Märk-
ten und Entwicklungen ab. Was nutzt es, wenn wir den Stand-by-Schal-
tungen in deutschen Haushalten den Kampf  erklären, während genau 
solche Geräte zur Standardausstattung der aufstrebenden Bevölkerung 
in diversen Schwellenländern gehören. 

Während in Deutschland endlose Debatten über den Ausstieg aus der 
Kernkraft geführt werden, entstehen weltweit neue Kernkraftwerke. 
Auf  Grund der auswegslosen Ausbildungssituation für entsprechende 
Ingenieure findet die Entwicklung und Sicherung solcher Kraftwerke in 
Schwellenländern zunehmend ohne deutsches Sicherheits-Know-How 
statt.

Unsere Kohlekraftwerke besitzen eine unerreichte Effizienz, deren Stei-
gerung durch massive technologische Investitionen sich nur noch in ein-
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zelnen Prozentpunkten ausdrückt, während weltweit neue Kraftwerke 
gebaut werden, bei denen die Baukosten mit allen Mitteln niedrig gehal-
ten werden.

Umwelt- und Klimaschutz ist also vorrangig ein internationales Thema, 
dessen massives Vorantreiben sich Angela Merkel als Bundeskanzlerin 
dankenswerterweise auf  die Fahne geschrieben hat.

Im Inland dagegen müssen mehrere gegenläufige Aspekte objektiv und 
ohne ideologische Scheuklappen in Einklang gebracht werden.

Zum einen sind die Energiepreise insbesondere für die produzieren-
de Industrie auf  möglichst niedrigem Niveau zu halten, um den Wirt-
schaftsstandort Deutschland nicht noch weiter ins Hintertreffen gera-
ten zu lassen. Darunter fällt selbstverständlich auch die Verpflichtung 
der Industrie, ausreichende Investitionen in Ersatz- und Neubauten zu 
tätigen. Der Staat muss dabei in der Regulierung verlässliche Leitlinien 
geben und darf  sich auch in unbequemen Diskussionen nicht auf  die 
Position zurück ziehen, dass die Energieerzeuger schon aus eigenem In-
teresse ihre Forderungen vorantreiben und damit eine ausreichend starke 
Position aufbauen würden. Dass in Deutschland beispielsweise die In-
dustrie keinen Neubau von Kernkraftwerken initiiert, ist nicht – wie so 
oft behauptet – ein Zeichen für die mangelnde Wirtschaftlichkeit dieser 
Technologie sondern logische Konsequenz massiven politischen und 
gesellschaftlichen Drucks, dessen Gründe eine objektive Überprüfung 
nötig haben.

Zum anderen sind lokale Maßnahmen, die der Sicherheit sowie dem Kli-
ma- und Umweltschutz dienen sollen einer globalen Plausibiliätsprüfung 
zu unterziehen. Was nutzt eine Reduktion von CO2-Emissionen im In-
land auf  vergleichbar niedrigem Niveau, wenn Länder wie China ihren 
Ausstoß auf  deutlich höherem Niveau ausbauen? Wichtiger ist, entspre-
chende Schutz- und Umwelttechnologie wirtschaftlich zu machen und 
damit internationale Nachfrage zu schaffen. Der Einsatz unwirtschaft-
licher Technologien im Inland führt zu sinkender Wettbewerbsfähigkeit 
und weiter steigenden Energiepreisen.
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Im Privatsektor sind Energiesparmaßnahmen positiv zu fördern. Eine 
negative Steuerung z. B. über die Energiepreise oder Vorschriften führt 
nicht zu sinkendem Verbrauch sondern einer unsozialen Umverteilung 
desselben. Bestes Beispiel dafür ist die unter der rot-grünen Bundesre-
gierung eingeführte Öko-Steuer auf  Kraftstoffe, die die Mobilität von 
Normalverdienern stark beeinträchtigt bzw. extrem verteuert, aber kaum 
einen Einfluss auf  die Gesamtfahrleistung oder die Nutzung von ver-
brauchsstarken Fahrzeugen hat – ganz zu schweigen von der tatsäch-
lichen Verwendung dieser Steuerart. Einen noch weiter gehenden staat-
lichen Eingriff  in diesen Markt verbietet die marktwirtschaftliche Ver-
nunft.

Dabei muss klar sein, dass eine positive Förderung von Energiesparmaß-
nahmen zusätzliches Steuergeld kosten wird, was im Hinblick auf  die 
Konsequenzen für unser Lebensumfeld durchaus angemessene Bedin-
gung einer konsequenten Klima- und Umweltpolitik sein darf. Anderer-
seits darf  genau dieses Lebens- und Wirtschaftsumfeld aber nicht Geisel 
einer ideologisch geführten Umweltschutzpolitik werden, die individu-
elle Freiheiten unnötig und willkürlich einengt.

Michael Radomski ist energiepolitischer Sprecher des Bundesvorstandes der Jungen 
Union Deutschlands, Leiter ihres Gesprächskreises Energiepolitik und arbeitet als 
Geschäftsführer der simply Communication GmbH.
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Thomas Grädler und Florian Unger 

Alleskönner Biomasse – Die Renaissance der 
wohl ältesten Energiequelle der Welt

Die Energiefrage als Zukunftsfrage – unsere Ausgangssituation

Viele haben noch die erschreckenden Schlagzeilen vor Augen: „Russ-
land dreht den Gashahn zu“, „Druckabfall in deutschen Kraftwerken“, 
„Deutschland vor der Energiekrise?“. Diese und andere Überschriften 
prägten die deutsche Medienlandschaft im Zeitraum des russisch-ukrai-
nischen Gasstreits.
Vor allem seit diesen Ereignissen ist in der deutschen Energiepolitik wie-
der verstärkt das Streben nach größerer Unabhängigkeit von einzelnen 
Energielieferanten zu spüren. Doch auch die Diversifizierung hinsicht-
lich eines „gesunden Energie-Mix“ aus verschiedenen Energieträgern 
wird breit in nahezu allen politischen Lagern vertreten. Und zu Recht. 
Neben einer steigenden Abhängigkeit der Europäischen Union von En-
ergieimporten unterstreicht vor allem der wachsende Energiebedarf  die 
Bedeutung der Herausforderung einer zukunftsorientierten Energiepo-
litik. Die fossilen Energieträger werden immer knapper. Und gemäß der 
ökonomischen Grundregel führt die Verknappung zu stetig steigenden 
Preisen. Zeit also, nach Alternativen zu suchen. Um nicht nur die Unab-
hängigkeit von Energieimporten, sondern zugleich auch einen umwelt-
verträglichen Energie-Mix zu fördern, plädiert dieser Beitrag für eine op-
timierte Nutzung der heimischen Energiereserven in Form der land- und 
forstwirtschaftlichen Biomasse-Produktion.

Energetische Nutzung der Biomasse als Zukunftschance

Die wohl älteste Energiequelle des Menschen ist die Biomasse. In den zu-
rückliegenden Jahren erlebt diese eine fulminante Renaissance – und dies 
zu Recht! Die Biomasse ist gewissermaßen der „Alleskönner“ unter den 
erneuerbaren Energieträgern. Sie umfasst letztlich sämtliche Energieträ-
ger aus nachwachsenden Rohstoffen (wie Waldholz, Energiepflanzen, 
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Biogas) sowie deren Abfallprodukte. Biomasse kann gleichermaßen zur 
Stromerzeugung, zur Heizung und Kühlung sowie zur Herstellung von 
Kraftstoffen eingesetzt werden. Diese vielseitige Verwendbarkeit macht 
Biomasse zur attraktiven regenerativen Energieform. Bilanziert man den 
gesamten Lebenszyklus der Pflanzen und Bäume ist die Energiegewin-
nung aus Biomasse zudem CO2-neutral. Ihre Nutzung ist jedoch nicht 
nur weit umwelt- und klimaverträglicher als die Verbrennung fossiler 
Brennstoffe. Durch die Einbindung der heimischen Land- und Forstwirt-
schaft in die Energiewirtschaft gelingt es außerdem, einen Großteil der 
Wertschöpfung in diesem Bereich der heimischen Wirtschaft zukommen 
zu lassen und speziell im ländlichen Raum neue Einkommenspespekti-
ven zu schaffen. Dabei werden nicht nur Arbeitsplätze und die Erhal-
tung von landwirtschaftlichen Betrieben gesichert. Durch den Bau von 
entsprechenden Anlagen zur Verwertung der Biomasse werden zugleich 
Investitionen vor Ort gefördert. Für die von Existenzkämpfen und Zu-
kunftsängsten geprägte Landwirtschaft offenbart sich durch den Anbau 
von Biomasse eine zukunftsträchtige Chance, ein zweites Standbein ne-
ben der herkömmlichen Agrarwirtschaft. Der Landwirt wird zusätzlich 
zum Energiewirt.

Die Wettbewerbsfähigkeit der Biomasse wird angesichts technologischer 
Fortschritte und im Zuge der erwarteten Marktentwicklung im Bereich 
der fossilen Brennstoffe stetig zunehmen. Um die verschiedenen Nutz-
ungsformen der Biomasse langfristig marktfähig zu machen, bedarf  es 
einer aktiven Biomassepolitik. Durch gezielte staatliche Förderung müs-
sen Anreize für die Land- und Forstwirtschaft geschaffen und Mittel für 
Investitionen sowie für die Forschung und Entwicklung bereit gestellt 
werden. Als Grundbedingung für jegliche Förderung muss jedoch gel-
ten, dass diese stets zeitlich befristet ist. Auch die nachhaltige Energieer-
zeugung aus Biomasse muss mittelfristig ausreichend wettbewerbsfähig 
werden, so dass sie ohne staatliche Finanzierung auskommt. 

Angetrieben durch politische Vorgaben eröffnen sich zudem neue Mär-
kte, die die vorhandenen Möglichkeiten erweitern, Investitionen in um-
weltgerechte, effiziente und kostenoptimale Energielösungen zu reali-
sieren. So entwickelt sich die Contracting-Branche zusehends zu einem 
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Innovationsmotor auch beim Einsatz Erneuerbarer Energien. Diese 
marktwirtschaftlichen Instrumente sollten von der Politik gezielt genutzt 
und gefördert werden.

Möglichkeiten der Biomassenutzung 

Besonders günstige Perspektiven hat die Biomasse im Bereich der Wär-
megewinnung. Die effiziente Erzeugung von Wärmeenergie aus Biomas-
se ist bereits heute durch modernste Technologien wirtschaftlich mach-
bar. Ihr Anteil an der Wärmebereitstellung durch Erneuerbare Energien 
liegt bei über 90 Prozent. Gerade im Wohnungsbau und im Bereich der 
öffentlichen Liegenschaften besteht ein großes Potenzial. Geeignet für 
Einzelhaushalte sind vor allem Pelletsanlagen, da sie Biomasse in hand-
licher Form verwerten. Die umweltfreundlichste und kostengünstigste 
Form der Wärmeerzeugung mit Biomasse sind Heizwerke mit Nahwär-
menetzen. Die Logistik ist einfacher und die Wärmekunden brauchen 
keine Brennstofflager. 

Eine Vorbildfunktion bei der Nutzung von Bioenergien kann die öf-
fentliche Hand einnehmen. Die Umstellung auf  eine Beheizung durch 
regenerative Energien bei der Sanierung öffentlicher Gebäude senkt 
nicht nur die laufenden Heizkosten auf  Grund hoher Preise für fossile 
Brennstoffe, sondern leistet zugleich einen Beitrag, die damit verbun-
dene Wertschöpfung bei den Land- und Forstwirten in der Region zu 
belassen.

Neben der Nutzung von Biomasse zur Wärmeerzeugung gilt es, einen 
Schwerpunkt auf  die Stromgewinnung aus Bioenergien zu legen. Bereits 
heute ist es ohne nennenswerte Subventionen möglich, Strom aus Bio-
masse zu erzeugen. Erfolgreich zeigen Unternehmen, dass die Produktion 
von Strom aus Biomüll, Biomüllvergärung und Biomassevergasung wirt-
schaftlich möglich ist. Der Kraft-Wärme-Kopplung kommt dabei eine 
Schlüsselrolle zu. Bereits fest etabliert ist die anaerobe Vergärung mit an-
schließender Biogasnutzung. Dabei werden verschiedene Rohstoffe (z.B. 
Gülle, Klärschlamm oder Pflanzen) in einem so genannten Fermenter 
eingelagert. Dort vergären die Substrate und es entsteht Biogas, das ge-
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sammelt und anschließend umweltfreundlich in Blockheizkraftwerken 
verbrannt oder nach Reinigung ins Erdgasnetz eingespeist werden kann. 
Als besonderer Vorteil dieses Verfahrens kann die als Nebenprodukt er-
zeugte Wärme an umliegende Haushalte oder Betriebe abgeführt werden, 
so dass sich hierdurch der Wirkungsgrad einer Biogasanlage erheblich 
steigern lässt. Mit dem Ziel einer effizienten Anwendung dieser Methode 
sollte deshalb stets auf  die konsequente Nutzung der Abwärme geach-
tet und finanzielle Förderung an einer bestmöglichen Ausreizung dieses 
Potenzials orientiert werden. Eine weitere echte Zukunftstechnologie 
verspricht zudem die Vergasung von festen Biomassen (Holzvergasung) 
zu werden. Durch gezielte Forschung auf  dem Gebiet der Anlagen- und 
Agrartechnik könnten weitere Investitionen ausgelöst und dadurch der 
Anteil von „grünem Strom“ am Energie-Mix weiter erhöht werden. So 
werden nicht nur Arbeitsplätze in der heimischen Landwirtschaft gesi-
chert, sondern die Landwirte werden mittelfristig auch zunehmend un-
abhängiger von staatlichen Subventionen. 

Neben dem optimierten Anbau von so genannten Hochenergiepflanzen 
darf  in dieser Frage auch die Zulassung von Getreide als Regelbrenn-
stoff  kein Tabuthema sein. So sollte die thermische Verwertung von 
minderwertigem (d.h. nicht zur Herstellung von Brot und Backwaren 
geeignetem) Getreide zukünftig möglich sein.

Als Ergänzung bietet die Einspeisung ins Erdgasnetz bisher noch viel 
zu wenig genutzte Möglichkeiten. Biogas kann vor Ort erzeugt, gerei-
nigt und anschließend in das vorhandene Gasnetz eingespeist und da-
mit überregional genutzt werden. Dass dies kein Zukunftstraum blei-
ben muss, zeigen unsere Nachbarn in Österreich und der Schweiz. Hier 
wurden bereits 2005 die ersten Direkteinspeisungsanlagen in Betrieb 
genommen. Durch dieses zukunftsweisende Verfahren entstehen keine 
Wärmeverluste, das Gas wird dort verwendet, wo es benötigt wird und 
zudem entstehen keine Energieverluste, welche bei der Umwandlung in 
Strom unvermeidlich wären.

Neben der Wärmegewinnung und Stromerzeugung leistet Biomasse 
bereits heute als flüssiger Energieträger in Form von Biodiesel einen 
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wichtigen Beitrag für den Verkehrssektor. Im Gegensatz zum konven-
tionellen Dieselkraftstoff  wird er nicht aus Rohöl, sondern aus Pflan-
zenölen oder tierischen Fetten gewonnen. Biodiesel stellt bereits heute 
eine technisch gleichwertige Alternative zu herkömmlichem Mineralöl 
dar. Allerdings wird das im vergangenen Jahr verabschiedete Energie-
steuergesetz, welches die schrittweise Besteuerung von Biodiesel und 
Pflanzenöl vorsieht, dem positiven Trend dieser Energieform wohl stark 
entgegen wirken. Für beide Stoffe soll ab 2012 der reguläre Mineralöl-
steuersatz gelten. Die damit verbundene vermeintliche Absage an diese 
Energieform wird sich jedoch spätestens mit der weiteren Verknappung 
der fossilen Brennstoffe Erdöl und Erdgas relativieren. Ein weiterer 
Kraftstoff  aus erneuerbaren Energieträgern ist das Bioethanol, das aus 
Zuckerrüben, Weizen, Roggen und auch Cellulose gewonnen wird. Die 
Herstellungskapazitäten wurden in den zurückliegenden Jahren massiv 
ausgebaut. Die Beimischung von Bioethanol zu Ottokraftstoffen ist be-
reits heute technisch problemlos möglich und wird auch praktiziert.

Biokraftstoffe der zweiten Generation stellen die sogenannten Biomass-
to-Liquids dar. Diese extrem sauberen Designerkraftstoffe können über 
Vergasungs- und Synthese-Schritte aus einer breiten Palette von festen 
Biomassen wie Holz, Stroh und Biopflanzen erzeugt werden. Biomass-
to-Liquids-Kraftstoffe versprechen langfristig ein erheblich höheres 
Nutzungspotenzial als die Biokraftstoffe der ersten Generation, wie Bi-
odiesel und Ethanol, da sie weder neue Motoren noch eine eigene In-
frastruktur erfordern. Die Forschung und Entwicklung sollte daher in 
diesem Bereich weiter gefördert und die großtechnische Umsetzung er-
leichtert werden.

Fazit

Die Nutzungsmöglichkeiten von Biomasse in der Energiewirtschaft sind 
vielfältig. Die Biomasse ist tatsächlich der Alleskönner unter den Erneu-
erbaren Energien. Dabei stellt sich nahezu jegliche Verarbeitungsform 
als umweltverträglicher dar, als die Nutzung der herkömmlichen fossi-
len Brennstoffe. Durch eine verstärkte Einbeziehung von Biomasse in 
den nationalen Energie-Mix kann eine optimierte lokale und damit de-
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zentrale Gewinnung der Energieträger erreicht werden. Durch gezielte 
Förderung der Forschung wird es gelingen, die Wirkungsgrade der be-
schriebenen Verfahren noch effizienter zu gestalten. In der Folge wird 
die Abhängigkeit von Energieimporten aus dem Ausland reduziert und 
die wünschenswerte Steigerung des Anteils regenerativer Energieformen 
erreicht. Deutschland tut gut daran, die Renaissance der Biomasse zu 
einem langfristigen Erfolg werden zu lassen. 

Thomas Grädler ist Mitglied im Bundesvorstand der Jungen Union Deutschlands. Er 
studiert Rechtswissenschaft an der Universität Bayreuth und Betriebswirtschaftslehre 
an der Fernuniversität Hagen. Er ist geschäftsführender Gesellschafter der concept-
center GmbH in Bayreuth.

Florian Unger ist Mitglied im Bundesvorstand der Jungen Union Deutschlands und 
arbeitet als Strategieentwickler in einem Energiedienstleistungsunternehmen.
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Anne Schäfer und Matthias Horn 

Flexible Ansätze beim Klimaschutz: 
Verlagerung des Umweltschutzes oder der 
Produktion ins Ausland?

Viele Verschmutzungen unserer Umwelt machen nicht an nationalen 
Grenzen Halt. Dies gilt für Verunreinigungen der Gewässer und insbe-
sondere für klimaschädliche Emissionen in die Atmosphäre. Die Folgen 
der Umweltbelastungen, die in einem Land begangen werden, müssen 
letztendlich langfristig von allen Nationen gleichermaßen getragen wer-
den. Die Verursacher von Umweltverschmutzungen tragen damit nicht 
allein die Kosten ihrer Umweltsünden. Umweltverschmutzung erzeugt 
also sogenannte Externe Effekte, da deren Kosten externalisiert werden. 
So macht es beispielsweise wenig Sinn, dass ein bestimmtes Land den 
CO2-Ausstoß zu Lasten seiner wirtschaftlichen Entwicklung gesetzlich 
begrenzt und ein vergleichbares Land dem entgegen seine CO2-Emissi-
onen nicht reguliert und diese beständig ansteigen. Die (Um-)Welt muss 
als ein geschlossenes System verstanden werden und die Atmosphäre 
als gemeinsames öffentliches Gut. Nur wenn die Belastungen in Form 
der Emissionen in der Summe sinken oder aber eine Stabilisierung des 
CO2-Gehalts der Atmosphäre nachhaltig erzielt wird, kann die Qualität 
dieses Gutes auch langfristig sichergestellt werden. Aus diesem Grund 
ist Umweltschutz und insbesondere die Reduktion von klimaschädlichen 
Abgasen eine internationale Aufgabe.

Mit der Unterzeichnung des Kyoto-Protokolls 1998 hat die internatio-
nale Gemeinschaft nicht nur die globale Dimension der Umweltbela-
stungen durch klimaschädliche Emissionen anerkannt, sondern zugleich 
ein Rahmenwerk für künftige Maßnahmen zur Erreichung konkreter 
Ziele bzgl. Emissionsbegrenzungs- und -reduktionsverpflichtungen ge-
schaffen. Mit dem Inkrafttreten des Protokolls Anfang 2005 sind diese 
Verpflichtungen nunmehr auch völkerrechtlich verbindlich. Die einzel-
nen Nationen können allerdings nach eigenem Ermessen entscheiden, 
ob sie die vorgegebenen Emissionsziele ausschließlich durch inländische 
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Maßnahmen erreichen oder aber durch Nutzung der sogenannten fle-
xiblen Mechanismen des Kyoto-Protokolls. Diese flexiblen Mechanis-
men umfassen zum einen den internationalen Emissionshandel, und 
zum anderen Projekte zur Abschwächung des Klimawandels in Industri-
eländern durch gemeinsame Umsetzung (Joint Implementation, JI) und 
in Entwicklungsländern mittels umweltverträglicher Entwicklung (Clean 
Development Mechanism, CDM). Die Projekte sind vielfältig angelegt 
und reichen von der Errichtung von Wind- und Solarparks zur CO2-frei-
en Energiegewinnung über die Modernisierung von Kohlekraftwerken 
bis hin zur Reduktion von Treibhausgasen bei Mülldeponien.

Die flexiblen Mechanismen unterstützen so den Klimaschutz, indem sie 
weltweit die Entwicklung und den Einsatz klimafreundlicher Technologie 
fördern. Sie folgen dabei einem marktwirtschaftlichen Ansatz, bei dem 
der Ausstoß von Treibhausgasen dort gemindert werden kann, wo dies 
am kostengünstigsten ist. Die durch die flexiblen Mechanismen erreichte 
Emissionsminderung im Ausland können sich die Industrieländer dann 
auf  ihre nationalen Klimaschutzvorgaben anrechnen lassen. Für den 
weltweiten Klimaschutz ist es dabei völlig irrelevant in welchem Land 
die CO2-Reduktion stattfindet: Entscheidend ist, dass die Treibhausgas-
Emissionen weltweit in der Summe abgebaut werden. Um sich jedoch 
nicht völlig der umweltpolitischen Verpflichtung im Inland entziehen zu 
können, liegt die Obergrenze der Anrechenbarkeit für JI- und CDM-
Projekte nach dem deutschen Nationalen Allokationsplan (2002-2008) 
bei 22 Prozent der zugeteilten Emissionsberechtigungen.

Vor dem Hintergrund marktwirtschaftlicher Steuerungsmöglichkeiten 
des Klimaschutzes verdient der Emissionshandel besondere Aufmerk-
samkeit. Grundidee beim Emissionshandel ist die Internalisierung der 
gesamtgesellschaftlichen Kosten des umweltschädlichen CO2-Ausstoßes 
einzelner Industrieanlagen. Jede Industrieanlage, die CO2 ausstößt, muss 
über eine Berechtigung dazu verfügen. Diese Berechtigungen sind eine 
Erlaubnis bzw. eine Gutschrift zur Emission von CO2 und können am 
Markt in Form von Zertifikaten erworben werden, die dann ein be-
stimmtes Emissionsvolumen abdecken. Die Anzahl der Zertifikate ist 
allerdings beschränkt, so dass eine grundsätzliche Ausdehnung der CO2-
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Emissionen durch die Industrie ausgeschlossen werden kann. Möchte 
ein Unternehmen seine Produktion ausweiten und erhöht damit auch 
seine CO2-Emissionen, kann es entweder weitere Zertifikate erwerben 
oder aber in modernere emissionsreduzierende Produktionsverfahren 
investieren und die ggf. nicht mehr benötigten Zertifikate an andere Un-
ternehmen verkaufen.  

Jede Tonne CO2 bekommt somit einen (Handels-)Wert, den der Markt, 
also das Zusammenspiel von Angebot und Nachfrage an Zertifikaten, 
bestimmt. Je höher die Nachfrage nach den Zertifikaten, desto höher 
wird der Preis für eine Ausdehnung der CO2-Emissionen und desto 
teurer wird die Verschmutzung der Umwelt. Gleichzeitig werden Inve-
stitionen in umweltfreundlichere Produktionsanlagen attraktiver, denn 
illegale Emissionen, d. h. Emissionen ohne entsprechende Berechtigung 
durch Zertifikate werden mit Geldstrafen von 40 EUR pro Tonne CO2 

geahndet.

Um den CO2-Ausstoß insgesamt zu drosseln, können zuständige Stellen 
(in Deutschland ist dies das Bundesumweltamt) die Anzahl der handel-
baren Zertifikate reduzieren. CO2-Minderungsmaßnahmen werden dann 
von solchen Unternehmen eingeleitet, für die diese am wirtschaftlichsten 
sind. Andere Unternehmen, bei denen die eigenen Minderungsmaß-
nahmen in Relation teurer ausfallen würden, werden die am Markt frei-
gewordenen Zertifikate kaufen. Umweltschutz findet damit dort statt, 
wo er am kosteneffizientesten ist. Dabei soll das Klimaschutzziel der 
angestrebten CO2-Rückführung erreicht werden. 

Wie sieht nun aber die Realität in Deutschland aus? Besteht trotz der 
dargelegten Vorzüge der flexiblen Mechanismen und insbesondere des 
Emissionshandels eine Gefahr der Produktionsverlagerung durch den 
Klimaschutz in Deutschland? 

Das Kyoto-Protokoll ist der Maßstab, an dem sich Deutschland messen 
lassen muss. Die EU- Kommission bewertet die nationalen Allokations-
pläne (NAPs) der einzelnen Mitgliedsstaaten nach ihren Klimaschutzzie-
len des Kyoto-Protokolls. Nach der ersten Anlaufphase für den Emis-
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sionshandel (erste Handelsphase) hatte Deutschland den NAP2 (nati-
onaler Allokationsplan 2) der EU- Kommission zur Prüfung vorgelegt. 
Dabei wurden erhebliche Mängel festgestellt.

Die Angst deutscher Unternehmen vor einer Übertreibung des deut-
schen Klimaschutzes ist nicht unberechtigt, da Klimaschutz erhebliche 
Investitionen in effizientere Anlagen und Produktionsverfahren bedeu-
tet. Zum anderen hat die erste Handelsphase mit Emissionsrechten ei-
nen deutlichen Strompreisanstieg nach sich gezogen. Nicht zuletzt der 
bürokratische Aufwand führte zu missmutigen Tönen in der deutschen 
Industrie. Und die Attraktivität des Standorts Deutschlands scheint ein-
mal mehr gesunken, das Risiko der Abwanderung von Unternehmen 
einmal mehr gestiegen zu sein. Die Gefahr der Produktionsverlagerung 
besteht zum einen bei verarbeitenden, zum anderen bei energieerzeu-
genden Prozessen.

Eine Verlagerung von verarbeitenden Prozessen ins Ausland lässt sich 
in Deutschland schon seit ca. 15 Jahren in erheblichem Maße beobach-
ten. Die Gründe hierfür sind allerdings vielseitig und liegen nur bedingt 
bei den Klimaschutzzielen und den damit verbundenen hohen Energie-
kosten. Die Energieerzeuger haben den Wert der Emissionspapiere als 
Opportunitätskosten auf  den Marktpreis für Strom aufgeschlagen, was 
ökonomisch richtig ist, da die Papiere einen bestimmten Wert haben, 
doch was gleichzeitig einen weiteren Standortnachteil für Deutschland 
darstellt. Die dabei entstandenen Windfall-Profits der Energieerzeuger 
haben zu einem Preistrieb geführt, der Deutschland zu einem der teu-
ersten Energiestandorte der Welt gemacht hat.

Grundübel ist hier der geringe Wettbewerb im deutschen Stromerzeu-
germarkt (ansonsten wäre das Überwälzen der Opportunitätskosten auf  
die Marktpreise wohl nicht so einfach möglich gewesen), nicht aber die 
Idee des Emissionshandels. Lösungen sind daher einerseits bei der ko-
stenpflichtigen Vergabe von Emissionsrechten und andererseits in einem 
verbesserten Wettbewerb zu suchen. Beides könnte zur Preissenkung 
beitragen. Grundsätzlich wäre auch eine stärkere Internationalisierung 
der Handelbarkeit von Emissionszertifikaten anzustreben, um Standort-
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nachteile zu nivellieren. Dies würde jedoch auch eine Angleichung der 
unterschiedlichen NAPs voraussetzen. Hier stellt sich die Frage nach der 
politischen Durchsetzbarkeit einer weltweit einheitlichen Lösung zumin-
dest für alle Industrienationen.
 
Die ökonomisch und ökologisch begründete Verlagerung von Stromer-
zeugung ist in absehbarer Zeit wahrscheinlich. Das TREC-Programm, 
entwickelt vom Club of  Rome und dem Deutschen Zentrum für Luft- 
und Raumfahrt, könnte eine mittelfristige Alternative sein. TREC steht 
für Trans-Mediterranean Renewable Energy Cooperation und hat sich 
zum Ziel gesetzt, Strom aus Wind- und Solarenergie in den Wüsten Afri-
kas, des Nahen und des Mittleren Osten herzustellen und auch nach Eu-
ropa zu leiten. Weniger als 0,3 Prozent der Wüstenfläche würden reichen, 
um dem Energiebedarf  der EU-25 aus Solar- und Windstrom zu decken. 
Technisch sind Erzeugung und Transport des Stroms bereits machbar. 
Ein weiterer positiver Nebeneffekt könnte die Meerwasserentsalzung 
und bei genutzter Kraft-Wärme-Kälte-Kopplung auch Kälte sein. Um 
die Netze und Kraftwerke bis 2050 zu errichten, ist ein Gesamtinvesti-
tionsvolumen von ca. 45 Mrd. Euro nötig. Die Stromkosten könnten 
allerdings jährlich um bis zu 10 Mrd. Euro sinken. Die Herstellungsko-
sten des Stroms dürften dann bei großflächiger Bebauung bei ca. 4 Cent 
liegen. 

Umweltpolitisch aber auch ökonomisch ist diese Art der geographischen 
Arbeitsteilung bei der Energiegewinnung sehr zu begrüßen. Umwelt-
schonende Energie wird dort gewonnen, wo dies am effizientesten mög-
lich ist. Allerdings sind zwei Kernprobleme zu lösen: Erstens bedarf  es 
der rechtlichen Abklärung über die Möglichkeit, deutsche Anlagen in 
den Wüsten zu bauen und damit auch den deutschen Energiekonzernen 
Gewinne zu ermöglichen. Zweitens ist die politische Sicherheit als gra-
vierendes Problem zu nennen, so dass sich die Frage der Versorgungssi-
cherheit stellt.

Es ist mittlerweile wohl unbestritten, dass Klimaschutz eine internati-
onale Aufgabe darstellt, an der alle Nationen dieser Welt mitarbeiten 
müssen, denn letztendlich sind alle gleichermaßen von den Folgen einer 
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weltweiten Erwärmung betroffen. Auch ist mit dem Kyoto-Protokoll 
erstmals ein international verpflichtendes Rahmenwerk geschaffen wor-
den. Doch scheint es politisch ein Gefangenendilemma zwischen den 
langfristig positiven Wirkungen eines konzertierten kooperativen Verhal-
tens beim Klimaschutz und den kurzfristig lockenden wirtschaftlichen 
Erfolgen einzelner Nationen bei Abweichung von den getroffenen Ver-
einbarungen zu geben, da die Kosten der Umweltverschmutzung nicht 
in die Produktionspreise eingehen und damit Wettbewerbsvorteile beim 
Absatz auf  dem Weltmarkt entstehen. Für den Erfolg einer weltweiten 
Klimaschutzpolitik sind deshalb durchsetzbare Sanktionsmaßnahmen 
bei Vertragsabweichungen vom Protokoll unverzichtbar. Diese sind im 
Protokoll aber nicht vorgesehen.1 An dieser Stelle gibt es entsprechend 
noch dringenden Nachbesserungsbedarf.

Anne Schäfer ist wettbewerbspolitische Sprecherin des Bundesvorstandes der Jungen 
Union und arbeitet als Diplomvolkswirtin bei der Deutschen Bundesbank.

Matthias Horn ist stadtentwicklungspolitischer Sprecher des Bundesvorstandes der 
Jungen Union und Diplomgeograph.

1	 Halten Nationen ihre CO2-Minderungsverpflichtungen nicht ein, 
	 so sieht das Kyoto-Protokoll folgendes vor: Die betreffenden Länder 
	 müssen ihren Fehlbetrag bei Stufe 2 (die erst noch ausgehandelt wer-
	 den muß) ausgleichen und – als Strafe – eine Reduktion um weitere 
	 30 Prozent erreichen. Da fragt man sich natürlich, ob sich diese Län-
	 der dann an einer zweiten Stufe wirklich noch beteiligen werden. Als 
	 wirkliche Sanktion kann man dieses Verfahren nicht bezeichnen.
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Dipl.-Ing. Johannes Lackmann

Erneuerbare Energie – heimischer Klimaschützer 
und Wirtschaftsmotor

Einleitung

Aus Sicht des Bundesverbandes Erneuerbare Energie (BEE) ist es ein 
wichtiges Signal, dass sich die Junge Union Deutschlands als Jugendver-
einigung von CDU und CSU ausführlich mit der Klimapolitik auseinan-
dersetzt und sie als zentrales Politikfeld der Generationengerechtigkeit 
begreift.

Klimaschutz ist für politische Entscheider eine besondere Herausforde-
rung: Maßnahmen müssen heute ergriffen werden, das Ergebnis dieser 
Politik wird erst späteren Generationen zu Gute kommen. Negativ for-
muliert unterbleiben zwingend erforderliche Schritte, weil diejenigen, de-
nen diese Entscheidungen am meisten nützen noch nicht geboren sind 
oder noch nicht wählen dürfen. Diesen Zusammenhang kann besonders 
eine Nachwuchsorganisation glaubwürdig ansprechen.

Energieeffizienz und der Ausbau Erneuerbarer Energien (EE) sind die 
tragenden Säulen einer wirksamen Klimaschutzpolitik. Wer den Aus-
stoß des klimaschädlichen CO2 reduzieren will, muss in den drei Ver-
wendungsbereichen Strom, Wärme und Mobilität den Energieverbrauch 
massiv reduzieren und den verbleibenden Bedarf  zu einem immer grö-
ßeren Teil mit den klimafreundlichen EE abdecken. Wirtschaft und 
Verbraucher sparen mit EE längst mehr ein, als ihre Förderung kostet. 
Dies wird umso mehr zunehmen, je stärker auch andere Länder auf  EE 
setzen, denn die deutschen Unternehmen sind in vielen Teilbereichen 
Marktführer. Die Exportquote der Branche steigt bereits kontinuierlich 
an. Um die dafür notwendige Technologieführerschaft zu erhalten und 
auszubauen, ist ein stabiler Heimatmarkt erforderlich – für seine Wei-
terentwicklung müssen heute die politischen Weichen gestellt werden. 
Dabei wird die Struktur des Energieversorgungssystems grundlegend 
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geändert: Weg von Großtechnologien in Händen weniger Konzerne, hin 
zu dezentralen Technologien, entwickelt und realisiert vom heimischen, 
hochinnovativen Mittelstand. Wer das Klima schützen will, darf  nicht auf  
neue Großtechnologien, wie solarthermische Kraftwerke in den Wüsten 
dieser Welt oder auf  Kernfusion warten. Der Ausbau EE kann und muss 
ohne Verzögerung weitergehen – dort wo die Energie gebraucht wird.

Ausbau Erneuerbarer Energien in Deutschland

Strom
Der Ausbau EE verläuft in Deutschland rasant. Seit 1990 hat sich die 
Stromproduktion aus EE von 18,46 Mrd. Kilowattstunden pro Jahr 
auf  73,87 Mrd. Kilowattstunden im vergangenen Jahr erhöht. Allein im 
vergangenen Jahr konnte die Stromproduktion um 11,4 Mrd. Kilowatt-
stunden ausgeweitet werden. Dies übertrifft die Jahresproduktion eines 
großen Kernkraftwerkes. Das Mindestziel des heute gültigen Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes (EEG), ein Anteil von 12,5 Prozent EE am 
Stromverbrauch bis 2010, wurde bereits in der ersten Jahreshälfte 2007 
übertroffen. Bis 2020 können 35% des Stromverbrauchs in Deutsch-
land aus EE gedeckt werden. Das BEE-Ausbauszenario sieht für das 
Jahr 2050 eine Stromproduktion von 555 Mrd. Kilowattstunden pro Jahr 
und damit 481 Mrd. Kilowattstunden mehr als heute vor. Dies überkom-
pensiert die zwischen 1999 und Anfang der 2020er Jahre wegfallende 
Atomstromproduktion von 165 Milliarden Kilowattstunden und macht 
neue fossile Großkraftwerke überflüssig. 
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Der „Energiemix“ der Zukunft aus Wind- und Wasserkraft, Bio- und 
Solarenergie sowie Geothermie ermöglicht jederzeit eine nachfragege-
rechte Stromproduktion. Unsere Branche hat dies im Rahmen des von 
Bundeskanzlerin Angela Merkel initiierten Energiegipfelprozesses belegt. 
Die drei beteiligten EE Unternehmen haben dort das gemeinsam mit 
weiteren Partnern entwickelte „Regenerative Kombikraftwerk EE100“ 
vorgestellt. Es zeigt in einer ersten Simulationsphase, dass es möglich ist, 
durch die gemeinsame Regelung kleinerer, dezentraler Energieerzeuger 
Energie wie ein herkömmliches Großkraftwerk bereitzustellen. 

Die anstehende Novelle des Erneuerbare Energien Gesetzes (EEG) 
muss genutzt werden, das „wichtigste und erfolgreichste Instrument zum 
Ausbau der Erneuerbaren Energien im Strombereich“ (BMU), effizient 
weiterzuentwickeln. Das EEG unterstützt in optimaler Weise den Markt-
zutritt neuer Akteure in den Strommarkt und führt damit zu mehr Wett-
bewerb und verbraucherfreundlichen Preisen. Eine große Herausforde-
rung sieht der BEE in der Integration der Kraftwerke in das Stromnetz. 
Bei der anstehenden Novelle des EEG kommt es deshalb entscheidend 
darauf  an, Anreize für bessere System- und Netzintegration zu setzen. 
Die erforderlichen Netzausbau- und -optimierungsmaßnahmen durch 
die Netzbetreiber erfolgen weiterhin unzureichend. Stattdessen werden 
EEG-Anlagen immer häufiger abgeregelt („Erzeugungsmanagement“). 
Dieser Mangel muss dringend behoben werden, sonst ist der Ausbau der 
Erneuerbaren Energien in den nächsten Jahren gefährdet.

Wärme
Im Wärmebereich verlief  das Wachstum Erneuerbarer Energien deutlich 
langsamer als im Strombereich. Im Jahr 2006 haben sie erst rund 6 Pro-
zent des Wärmebedarfs abgedeckt.

Dies hat vor allem damit zu tun, dass es in diesem Sektor kein dem EEG 
vergleichbares effizientes Fördersystem gibt. Zwar sind EE bei Berück-
sichtigung der eingesparten Öl- und Gasmengen während der gesamt-
en Lebensdauer der Anlage für den einzelnen Anwender wirtschaftlich. 
Dennoch liegt der Anteil der Bioenergie-, Solar- und Erdwärmeanlagen 
bei neu installierten oder sanierten Heizungen erst bei 15 Prozent. Das 
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Haupthindernis stellen die vergleichsweise hohen Investitionskosten 
der Anlagen zur regenerativen Wärmeproduktion dar. Hauseigentümer 
scheuen diese Investitionskosten, weil sie die laufenden Energiekosten 
ohnehin auf  die Nutzer umlegen können. Ein wirksames Instrument zur 
Förderung Erneuerbarer Energien im Wärmebereich muss deshalb die 
Wirtschaftlichkeit der Anlagen absichern und die Interessen von Vermie-
ter und Mieter bündeln. 

Nach dem Ausbauszenario des Bundesverbandes Erneuerbare Energie 
werden die Erneuerbaren Energien im Jahre 2020 etwa 20 Prozent und 
bis 2050 schon mehr als 70 Prozent des Wärmebedarfs in Deutschland 
decken können. Hierzu ist ein wirksames Gesetz für Wärme aus Erneuer-
baren Energien erforderlich. Es muss folgende Anforderungen erfüllen: 
1.	 stabiler Investitionsrahmen für den Anlagenbetreiber
2.	 verlässliche Investitionsbedingungen für Anlagenhersteller in 
	 Deutschland
3.	 mehrjährige Laufzeit
4.	 Erfassung von Neubauten und Bestand
5.	 Erfassung von Wohnungen und Nichtwohnungen
6.	 Berücksichtigung von Bioenergie (auch KWK), Erdwärme und 
	 Solarthermie
7.	 Wirkung gleichermaßen im ländlichen und urbanen Raum
8.	 Senkung der Wärmekosten für Verbraucher
9.	 Bündelung der Interessen von Eigentümern und Mietern
10.	 Förderung technologischer Innovation
11.	 Sicherung von Qualitätsstandards

Im Integrierten Klima- und Energieprogramm der Bundesregierung 
wurde beschlossen, den Ausbau der Erneuerbaren Energien im Wär-
mebereich insbesondere durch eine Nutzungspflicht - besser einen Min-
deststandard - von 15 Prozent für Neubauten und 10 Prozent für Be-
standsbauten zu erreichen. Dies kann allenfalls ein erster kleiner Schritt 
sein. Auf  keinen Fall darf  der Mindeststandard, wie vorgeschlagen, durch 
Ausnahmeregelungen wie die Überschreitung der EnEV-Anforderungen 
oder den Anschluss an Fernwärmenetze ausgehebelt werden. Damit blie-
be das Potenzial Erneuerbarer Energien unausgeschöpft. 
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Um den Anteil der Erneuerbaren Energien an der Wärmeproduktion zu 
erhöhen ist neben dem Ausbau der Kapazitäten eine entschlossene Ef-
fizienzstrategie erforderlich. Der derzeitige Wärmeverbrauch von über 
1500 TWh pro Jahr kann und muss bis 2020 auf  1200 TWh und bis 
2050 auf  rund 800 TWh reduziert werden. Deshalb unterstützen wir 
auch das Ziel der Bundeskanzlerin, bis 2020 die Energieproduktivität zu 
verdoppeln. Dasselbe Bruttoinlandsprodukt wird dann mit der Hälfte 
der bislang benötigten Energie erzeugt werden. Ein wirksames Instru-
ment hierzu kann die von der Jungen Union für den Mobilitätssektor 
vorgeschlagene CO2-Steuer sein. Sie sollte auf  alle Verwendungsbereiche 
Strom, Wärme und Mobilität ausgedehnt werden.

Kraftstoffe/Mobilität
Der Beitrag Erneuerbarer Energie zum Mobilitätssektor ist in den ver-
gangen Jahren deutlich angewachsen und beträgt heute 6,6 Prozent. Allein 
im Jahr 2006 ist der Beitrag der Biokraftstoffe um annähernd 80 Prozent 
gewachsen. Den größten Anteil daran hat Biodiesel, gefolgt von Bioetha-
nol und reinem Pflanzenöl. Im vergangenen Jahr hat der Bundestag aller-
dings den Einstieg in die Biokraftstoffbesteuerung und den seit Jahresan-
fang gültigen Zwang zur Beimischung von Biokraftstoffen beschlossen. 
In der Folge sind heimische Produzenten von Biodiesel und Bioethanol 
unter starken wirtschaftlichen Druck geraten. Heute kommen die groß-
en Mineralölkonzerne ihrer Quotenverpflichtung mit billigen Importen 
nicht nachhaltigen Ursprungs nach. Die heimischen Produzenten sind 
bei der wachsenden Steuerbelastung nicht länger konkurrenzfähig, zur 
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Zeit werden sogar Anlagen wieder stillgelegt. Dabei sind die Potenziale 
der Biokraftstoffe sehr hoch, auch wenn die Biokraftstoffe der zweiten 
Generation auf  absehbare Zeit noch nicht in nennenswertem Umfang 
zur Verfügung stehen. Bis 2020 erwarten wir einen Anteil Erneuerbarer 
Energien von rund 15 Prozent. Dabei wird die hocheffiziente Elektro-
mobilität eine wachsende Rolle spielen.

Der BEE setzt sich für eine Beibehaltung der Zwei-Wege-Strategie ein, 
die sowohl die Beimischung von Biokraftstoffen aber eben auch einen 
Markt für heimische Reinkraftstoffe vorsieht. Hierzu muss die Anhe-
bung der Biokraftstoffquoten vorgezogen und gleichzeitig die Steuerdif-
ferenzierung zwischen fossilen Kraftstoffen und Biokraftstoffen mög-
lich bleiben. Bei einer entsprechenden Spreizung der Steuersätze nach 
ihrer Klimawirkung wird dies für den Bundeshaushalt keine Einnahme-
verluste zur Folge haben.

Daneben ist das von der Jungen Union für den Mobilitätssektor vorge-
schlagene Instrument einer CO2-Steuer eine sehr wirksame Möglichkeit, 
die Entwicklung klimaschonender Antriebe und Kraftstoffe voranzu-
bringen. CO2-Steuern haben sich in verschiedenen Ländern überdies als 
Instrument mit dem geringsten Bürokratieaufwand in Relation zu ande-
ren Maßnahmen bewährt.

Wirtschaftliche Bedeutung des Ausbaus Erneuerbarer Energien

a. Mehr Versorgungssicherheit
Im Jahre 1996 sind aus der Bundesrepublik Deutschland rund 20 Mrd. 
Euro für die Importe von fossilen Brennstoffen in die Lieferländer ab-
geflossen, im vergangen Jahr waren es bereits 65 Mrd. Euro. Zu einem 
sehr großen Teil stammen diese Importe aus politisch instabilen Län-
dern. Das in Deutschland verbrauchte Erdgas stammt zum größten Teil 
aus Russland, dessen Ruf  ein uneingeschränkt sicherer Lieferant zu sein, 
in den vergangenen Jahren erhebliche Einschränkungen erfahren hat. 

Ein Szenario des Ölkonzerns Shell aus dem Jahre 2000 sagt einen be-
drohlichen Anstieg des weltweiten Energieverbrauchs voraus und stellt 
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gleichzeitig fest, dass die fossilen Ressourcen schon in wenigen Jahren 
nicht mehr annähernd ausreichen werden, diese Nachfrage zu decken. 
Die Folge werden massive Preissteigerungen und zunehmende Konflikte 
um die verbleibenden fossilen Ressourcen sein. Auch der Brennstoff  
Kohle steht nicht unendlich zur Verfügung. Das „Joint Research Cen-
tre der EU-Kommission hat kürzlich darauf  hingewiesen, dass die stati-
stische Reichweite der Kohle zwischen 2000 und 2005 um ein Drittel ge-
sunken ist. Ursache ist unter anderem das rasante Wirtschaftswachstum 
in China und Indien. Für die Energieversorgung auf  Basis Erneuerbarer 
Energien werden hingegen zum allergrößten Teil heimische Ressourcen 
genutzt. Schon heute vermeidet der Einsatz Erneuerbarer Energien En-
ergieimporte im Wert von mehr als 4 Milliarden Euro jährlich. Bis zum 
Jahr 2020 wird dieser Wert auf  20 Mrd. Euro pro Jahr steigen. Dieses 
Geld steht stattdessen für Wertschöpfung im Inland zur Verfügung.

b. Stabilere Energiepreise
Die Investment Bank Goldman Sachs hat kürzlich eine Prognose ver-
öffentlicht, nach der der Ölpreis noch in diesem Jahr auf  90 US-$ pro 
Barrel steigen kann. Bei der Nutzung endlicher Ressourcen ist eine Preis-
steigerung vorprogrammiert, spätestens von dem Zeitpunkt, ab dem die 
jährliche Fördermenge abnimmt. Beim Öl ist dieser Punkt schon in we-
nigen Jahren erreicht (Peak Oil). EE sind hingegen keine endlichen Res-
sourcen, sondern stehen nach menschlichem Ermessen unendlich lange 
zur Verfügung. Langfristig haben die Volkswirtschaften, die einen hohen 
Anteil Erneuerbarer Energien nutzen, gegenüber den fossil-atomar ge-
prägten Volkswirtschaften einen deutlichen Wettbewerbsvorteil. Bereits 
heute hat die Nutzung Erneuerbarer Energien in Deutschland preis-
dämpfende Effekte. Diese beruhen auf  drei Teilaspekten: 
•	 Ressourcenökonomie: Die Preise der unendlich zur Verfügung ste-
henden Erneuerbaren Energien bilden die Obergrenze für den Preis der 
endlichen Energieträger (backstop-Ressource) und dämpfen damit den 
Preisanstieg.
•	 Liquiditätswirkung: Jede Kilowattstunde aus Erneuerbaren Energien 
führt zur Verdrängung der jeweils teuersten Kilowattstunde aus konven-
tioneller Energie (merit order) und damit zur Senkung des allgemeinen 
Preisniveaus. Das Bundesumweltministerium hat diesen Effekt in seinem 
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Entwurf  für einen Erfahrungsbericht zum EEG mit 5 Mrd. Euro jähr-
lich beziffert. Allein dieser Effekt überkompensiert die geringen Mehr-
kosten der Förderung Erneuerbarer Energien im Stromsektor deutlich. 
Die Stromversorger beklagen sich dennoch über die EE, weil deren  
Preiseffekt den Energiekunden Vorteile und ihnen Nachteile beschert.
•	 Umweltwirkung: Allein das EEG führt Jahr für Jahr zu einer Steige-
rung der CO2-Reduktion bei der Stromerzeugung um fünf  Millionen 
Tonnen CO2-Äquivalent. Seit dem Jahr 2000 macht dies bereits 35 Mil-
lionen Tonnen CO2 aus. Das entspricht bei CO2-Zertifikatpreisen von 
nur 15 Euro pro Tonne bereits einem Wert von 525 Millionen Euro. 
Hinzu kommen vermiedene Folgeschäden für Klimawandel und Luft-
schadstoffe, die das Bundesumweltministerium allein für das EEG auf  
3,4 Mrd. Euro im Jahr 2006 beziffert.

c. Zukunftssichere Arbeitsplätze in allen Regionen Deutschlands
Mit dem Ausbau Erneuerbarer Energien und wirksamen Effizienzmaß-
nahmen wird die Energieversorgung weniger brennstoffintensiv und 
stattdessen investitionsintensiver. Dies führt zu einer Verschiebung der 
Wertschöpfung ins Inland. Zudem ist eine auf  Erneuerbaren Energien 
basierende Struktur der Energieversorgung deutlich dezentraler ange-
legt, als eine fossil-atomare Struktur, was zu deutlich positiven Beschäf-
tigungseffekten beispielsweise im Handwerk führt. Inzwischen bietet die 
EE Branche in Deutschland etwa 250.000 Arbeitsplätze. Diese Zahl wird 
sich bis 2020 auf  rund 500.000 verdoppeln. Zunehmend spürbar wird 
der Effekt des „first-mover-advantage“. Weil EE in Deutschland früher 
als in anderen Ländern ausgebaut wurden, haben sich die Unternehmen 
dieser Branche inzwischen einen deutlichen Technologievorsprung erar-
beitet. Dies führt zu einer stetig wachsenden Exportquote der Unterneh-
men. Allein im vergangen Jahr betrug das Exportvolumen 6 Mrd. Euro. 
Dieser Wert wird bis 2020 auf  15,7 Mrd. Euro ansteigen.

Dipl.-Ing. Johannes Lackmann ist Präsident des Bundesverbandes Erneuerbare En-
ergie e. V. (BEE).
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Perspektiven für die Zukunft
schafft man in der Gegenwart.

Wenn man nachhaltige Ergebnisse erzielen
will, sollte man rechtzeitig beginnen, Verant -
wortung zu übernehmen. Das wissen wir aus
Erfahrung: Das Prinzip der Nach haltigkeit
beeinflusst seit Jahrzehnten das Wirken der
BMW Group. Nur im Bewusstsein ökologi-
scher und sozialer Verantwortung schafft
man eine Basis für Vertrauen. Dazu gehören
auch das Nachdenken über regenerative
Energien und der schon ende Einsatz von
Rohstoffen. Ein möglicher Weg in die
Zukunft ist die Wasserstofftechnologie, 
die wir mit BMW CleanEnergy erforschen.
Erkenntnisse geben wir an den Nachwuchs
weiter, zum Beispiel direkt an den Schulen.
So fördern wir schon früh das Umwelt  -

bewusstsein der nächsten Generationen. 
Im Alltag beginnt die Nachhaltigkeit bei fairen
Arbeitsbedingungen, Arbeitsschutz und
Gesundheitsvorsorge. Und auch bei akuten
Problemen handeln wir verantwortlich: zum
Beispiel durch umfassende Programme 
gegen HIV/Aids auf dem afrikanischen
Kontinent. Denn nur durch globales Denken
und vernetztes Handeln können wir auch
nachhaltige Fort schritte erzielen – für eine
bessere Zukunft. 

Mehr Informationen unter
www.bmwgroup.com/responsibility

BMW Group
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